Bezirksregierung

Dusseldorf " r%‘
¥

(o)

Anlage 3 — Begrindung

19. Anderung des Regionalplans Diisseldorf (RPD)
Im Gebiet der Stadt Dormagen

(Anderung von ASB-GE in ASB)

Dezernat 32
Regionalentwicklung
Oktober 2024






19. Anderung des RPD — Begriindung

Bearbeitung: Fabian von der Heiden, Daniela Berger (Dezernat 32 - Regionalentwicklung)

Bild-/Abbildungsrechte:
© Bezirksregierung Disseldorf und © Stadt Dormagen (Kapitel 1, 5.1 und 5.3)

Kartendarstellungen:
Auszug aus den zeichnerischen Festlegungen des Regionalplans Dusseldorf (RPD) (Seite
329-330)



19. Anderung des RPD — Begriindung



19. Anderung des RPD — Begriindung

Inhalt
1. Anlass und Ziel der PIanuUng..........ooouiiiiiiii i 10
2. Bedarfs- und Alternativenprifung .........oooeveviiiiiiiiiiiiiiiieeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeee e 15
3. Bisheriges Verfanren ... 17
3.1 Scoping gemal § 8 Absatz 1 Satz 2 ROG und friihzeitige Unterrichtung

0emaR 8§ 9 ADSALZ 1 ROG ...ccoiiiiiiiiiiie ettt 17
3.2 AUfstellungsbesChlUSS..........ooouiiii e 18
3.3 Beteiligung gemalR 8 9 ROG i.,V.M. 8 I3 LPIG......cccoiiiiiiii, 18
3.4 Redaktionelle An_derungen im Rahmen der Aktualisierung der Sechsten

Verordnung zur Anderung der LandesplanungsgesetzDVO .............ccccoeeeeeeeennn. 19
4.  Zusammenfassende Erklarung gemafl § 10 Absatz 3ROG ........cccoeeeevvvvvvviinnnn. 20
4.1 Rechtliche Grundlagen.........ooooo oo 20
4.2 Ergebnisse der Umweltprifung ........coooooeeiiieeeeeeeee e 21
4.3 Bericksichtigung der Ergebnisse der Offentlichkeit- und

Behordenbeteiligung ........ooovvviiiiiiiiiiiiiie 31
4.4 Begrundung fir die Annahme des Plans nach Abwégung mit den geprtften

in Betracht kommenden anderweitigen Planungsmadglichkeiten ......................... 32
4.5 MaRnahmen zur Uberwachung der Umweltauswirkungen.............cccccocveeveensnn 33

5. Regionalplanerische Bewertung und Vereinbarkeit der
Regionalplan&dnderung mit den Festlegungen des LEP NRW und des

Bundesraumordnungsplans Hochwasserschutz (BRPH)............ccccovieeiiiiinn, 35
5.1 Vereinbarkeit mit den Festlegungen des LEP NRW ...........cccccoiiiiiiiiiiiiiiiiiiiinnns 35
5.2 Vereinbarkeit mit den Festlegungen des Bundesraumordnungsplans

HOCHWASSEISCNULZ ... 43
5.3 Regionalplanerische BeWertUNG ..........ooeeiiiiiiiiiii e 45
6. Erganzende Anmerkungen zum voraussichtlichen weiteren Verfahren .............. 52
7. ReChtSQrundIagen ...........coovviiiiiiiiiiiiiie e 53



19. Anderung des RPD — Begriindung



19. Anderung des RPD — Begriindung

Abbildungsverzeichnis

Abbildung 1: Auszug aus den zeichnerischen Festlegungen des RPD............ccccccc..... 11
Abbildung 2: Rahmenplanung der Stadt Dormagen...........cccceeveeeeiiieiiiiiiiee e 12
Abbildung 3: Bestandssituation im Umfeld des Anderungsbereichs ..............cccccouee.... 13
Abbildung 4: Bereich mit der geplanten AnNderung...........cc.oceovveveeveeieciesieseeee e, 14
Abbildung 5: Aktuelle Abgrenzung des ZVB ,Dormagen Innenstadt®........................... 39
Abbildung 6: ERPG-2-Werte in roter Farbe ... 47
Abbildung 7: Rahmenplanung der Stadt DOrmagen ............ccovvvvviiiiiiiiiiiiiiiiiiiiieieeeeee 48
Abbildung 8: AEGL-2-Werte in violetter Farbe...........cooovviiiiiii e, 49


file:///C:/Users/BergerD/AppData/Local/Temp/brd-prod01.domea.nrw.de_3466/Begründung_Stand_04.04.2024_für_HB(16).docx%23_Toc163480262
file:///C:/Users/BergerD/AppData/Local/Temp/brd-prod01.domea.nrw.de_3466/Begründung_Stand_04.04.2024_für_HB(16).docx%23_Toc163480264

19. Anderung des RPD — Begriindung

1. Anlass und Ziel der Planung

Anlass fur die 19. Anderung des Regionalplans Diisseldorf (RPD) sind veranderte Pla-
nungsuberlegungen der Stadt Dormagen fir die innerstadtische Brachflache der ehe-
maligen Zuckerfabrik als Schnittstelle zwischen Innenstadt und CHEMPARK. Im Rah-
men dieser Anderung soll daher eine teilweise Umwandlung eines regionalplanerisch
festgelegten Allgemeinen Siedlungsbereichs fir Gewerbe (ASB-GE) in Allgemeinen
Siedlungsbereich (ASB) erfolgen.

Zur Entwicklung des Areals bestanden in der Vergangenheit unterschiedlichste Pla-
nungsideen, welche auch aufgrund veréanderter rechtlicher Rahmenbedingungen von
stadtischer Seite immer wieder anzupassen waren. Die Entscheidung des Regional-
rats Diisseldorf zur Anderung von GIB in ASB-GE im Zuge der Aufstellung des RPD
erfolgte im Lichte der Tatsache, dass es sich um einen immissionsschutzrechtlich sen-
siblen Ubergangsraum zwischen dem CHEMPARK und dem Dormagener Stadtgebiet
handelt und die stadtischen Planungsideen zudem seinerzeit die Entwicklung von ge-
werblichen Bauflachen oder eines Fachmarktzentrums mit Giberwiegend nicht-zentren-
relevanten Sortimenten vorsahen (Mobel, Baumarktartikel 0.4.). Die Ansiedlung sol-
cher Sortimente ist geman Kap. 3.4 Ziel 1 RPD im ASB-GE grundsatzlich mdglich.

Seinerzeit mitgedacht wurde bereits eine kleine Aussparung der Brachflache am nord-
ostlichen Rand / Ecke EuropastralRe zugunsten der Festlegung ASB, um dort perspek-
tivisch die Ansiedlung eines grof3flachigen Nahversorgers im Sinne § 11 Abs. 3
BauNVO mit zentrenrelevanten Sortimenten ermoéglichen zu kénnen. Dies fuhrte zu
der nachfolgend in Abbildung 1 dargestellten heute rechtskraftigen Festlegung im
RPD.
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Abbildung 1: Auszug aus den zeichnerischen Festlegungen des RPD

Zum Zweck der Ansiedlung eines Nahversorgers im norddstlichen Rand der Brachfla-
che erfolgte von stadtischer Seite im Jahr 2019 auch die Anderung des Einzelhandels-
konzepts zur Erweiterung des zentralen Versorgungsbereichs ,Hauptzentrum Dorma-
gen Innenstadt® (vgl. im Weiteren Abbildung 5 Kapitel 5.1.)

Die stadtischen Planungstiberlegungen haben sich nunmehr jedoch noch einmal wei-
terentwickelt. Die im Zuge des Antrags auf Regionalplananderung vorgelegte stadti-
sche Rahmenplanung sieht nun eine deutlich vergroRerte, zentrenrelevante Einzel-
handelsplanung vor (vgl. Abbildung 2). Der im Rahmenplan mit ,EKZ Edeka“ gekenn-
zeichnete Bereich bietet Raum fur eine maximale Verkaufsflache von 5.600 m2, hierzu
gehort ausschlief3lich zentrenrelevanter Einzelhandel fir mehrere Vorhaben: ein Voll-
sortimenter mit 2.800 m?, ein Discounter mit 1.200 m2, sowie ein Getrankemarkt und
ein Schuhfachmarkt mit jeweils 800 m2 Verkaufsflache. Hinzu kommt der Platzbedarf
fur die notigen Stellplatze sowie einer stadtebaulichen Gestaltung des Ubergangs nach
Norden in Richtung Innenstadt. Wie Abbildung 2 zeigt, geht diese Entwicklung deutlich
Uber die urspriinglich fir den zentrenrelevanten Einzelhandel vorgesehene Flache hin-
aus und reicht weit in die heutige ASB-GE Flache hinein.
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Abbildung 2: Rahmenplanung der Stadt Dormagen?

Zur Verwirklichung des kommunalen Planungswunsches bedarf es daher einer teilwei-
sen Anderung von ASB-GE in ASB. Mit der 19. Anderung des Regionalplans sollen
diese raumordnerischen Voraussetzungen fur die oben beschriebene Entwicklung ge-
schaffen werden. Sie beabsichtigt die stadtischen Uberlegungen fiir die zentrenrele-
vante Einzelhandelsentwicklung zu unterstitzen, damit der Gesamtentwicklung auf
der Brachflache einen entscheidenden Impuls zu geben und die weitere Realisierung
der im Westen geplanten gewerblichen Nutzungen anzustof3en. Dadurch kann ein Bei-
trag zur Transformation der Gesamtflache und folglich zur besseren Verbindung zwi-
schen Innenstadt und CHEMPARK geleistet werden. Die hierfir nétige Ricknahme
der ASB-GE Flache im Regionalplan belauft sich gemafld Abgrenzungsvorschlag auf
ca. 3,4 ha. Die im ASB-GE verbleibenden Flachen sind weiterhin fir sonstige gewerb-

1 gemaR Antrag mit eigener iberlagernder Darstellung der zeichnerischen Festlegungen des Regional-
plans
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liche Nutzungen und nicht fur Einzelhandelsplanungen vorgesehen. Hier soll ein Ge-
werbe-Stadtquartier mit Blro-, Bildungs- und Dienstleistungsnutzungen entstehen,
welches den Ubergang zwischen CHEMPARK und dem Stadtgefiige markiert.

A EuropastraBe [] Geplante Festlegung
B Sasserstralle G Innenstadt

C  Bayerstralle H  CHEMPARK

D Kolner Strale | Horrem

E B9 J Rheinfeld

F  Bahnlinie [ Verwaltungsgrenzen

Abbildung 3: Bestandssituation im Umfeld des Anderungsbereichs

Im Suiden wird der vorgesehene Anderungsbereich im Regionalplan durch Wohnbe-
bauung entlang der Sasserstral3e sowie Park- und Lagerflachen von Gewerbebetrie-
ben des CHEMPARK entlang der Bayerstral3e begrenzt. Nordwestlich des Areals bil-
det die Europastral3e die Grenze des Plangebiets. Die sich anschlieRende Wohnbe-
bauung wird Uber die parallel zur Europastral3e verlaufende Jussenhovener Stral3e
erschlossen. Die Ostliche Grenze des Plangebiets bildet die KdIner Stral3e mit diversen
ASB-typischen Nutzungen.
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Die zeichnerische Festlegung im RPD erfolgt im Maf3stab 1:50. 000 und ist auch in
dieser Darstellungsebene bei der raumordnerischen Bewertung nachfolgender raum-
bedeutsamer Planungen und Maflinahmen zur Anwendung zu bringen. Es wird aus-
schlie3lich, wie nachfolgend beschrieben, die zeichnerische Festlegung des aufge-
zeigten Bereichs geandert.

Nachfolgend der gesamte Anderungsbereich im Uberblick:
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Abbildung 4: Bereich mit der geplanten Anderung

Geplante regionalplanerische Festlegung RPD:

Der Anderungsbereich soll als ASB festgelegt werden. Hierbei handelt es sich um eine

regionalplanerische Festlegung gemaR Anlage 3 der DVO zum LPIG mit folgenden
Merkmalen und Funktionen:

e Vorranggebiet im Sinne von § 7 Abs. 3 Nr. 1 ROG

e Bereiche fur Wohnen, Einzelhandel, wohnvertragliches Gewerbe, Wohnfolge-
einrichtungen, 6ffentliche und private Dienstleistungen

e siedlungszugehdorige Grin-, Sport-, Freizeit- und Erholungsbereiche (ASB)

14
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Die 19. Anderung des RPD beabsichtigt im Wesentlichen die raumordnerischen Vo-
raussetzungen fur die Starkung des zentralen Versorgungsbereichs durch die Ansied-
lungsmadglichkeit mehrerer grof3flachiger Einzelhandelsbetriebe im Sinne des 8§ 11
Abs. 3 BauNVO zu schaffen. Damit stehen in diesem Anderungsverfahren die raum-
ordnerisch wiinschenswerte Schaffung neuer Nutzungsoptionen fir den Einzelhandel
in integrierter Lage sowie die Reaktivierung der innerstadtischen Brachflache im Vor-
dergrund. Die Frage einer raumordnerisch vertraglichen Dimensionierung kinftiger
Einzelhandelsvorhaben, hier die mogliche Verkaufsflache eines Lebensmittelvollsorti-
menters, eines Discounters, einer Drogerie sowie eines Schuhmarkts, ist nicht Rege-
lungsgegenstand der zeichnerischen Festlegungen des Regionalplans und ware in ei-
nem nachgelagerten Bauleitplanverfahren anhand der Vorgaben des LEP NRW zu
diskutieren. (vgl. hierzu auch die weitergehenden Ausfiihrungen zur regionalplaneri-
schen Bewertung im Kap. 5.3 der Begriindung, sowie die Bauleitplanverfahren der
Stadt Dormagen). Der bestehende ASB-GE ist im Flachennutzungsplan der Stadt Dor-
magen als Gewerbliche Bauflache dargestellt. Im Jahr 2021 wurde bereits die Neuauf-
stellung des Bebauungsplans Nr. 540 eingeleitet. Dieser beschrankt die Einzelhan-
delsnutzungen auf den Planbereich der 19. RPD-Anderung. Um das Sondergebiet im
Bebauungsplan festsetzen zu kdénnen, sind der Flachennutzungsplan sowie der Regi-
onalplan zu andern.

2. Bedarfs- und Alternativenprifung

Die Realisierung des von stadtischer Seite vorgelegten Rahmenplans fur das Gesamt-
areal mit einem modernen Gewerbe-Stadtquartier mit Biro-, Bildungs- und Dienstleis-
tungsnutzungen sowie mit Grinverbindungen durfte sich planungsrechtlich im Nut-
zungsspektrum allgemein zulassiger Gewerbebetriebe im Sinne § 8 der Baunutzungs-
verordnung (BauNVO) bewegen. Dies ist raumordnungsrechtlich bereits heute im
ASB-GE grundsatzlich nicht zu beanstanden. Hinzu tritt am nordéstlichen Rand der in
Rede stehende vergrol3erte, zentrenrelevante Einzelhandelsstandort fur den bauleit-
planerisch die Festlegung eines oder mehrere Sondergebiete im Sinne 8§ 11 Abs. 3
BauNVO erforderlich ist (Bereich mit der Kennzeichnung ,EKZ Edeka“ s. Abbildung 2
Kapitel 1). Die Ansiedlung von zentrenrelevanten Einzelhandel in diesem Ausmal? ist
gemal Kap. 3.4 Ziel 1 RPD im heutigen ASB-GE so nicht mdglich. Die hierfur nétige
Rucknahme der ASB-GE Flache im Regionalplan belauft sich gemaR Abgrenzungs-
vorschlag auf ca. 3,4 ha. Ergdnzend zeigt die Rahmenplanung auch stadtebauliche
Anknipfungspunkte fur gewerbliche Nutzungen nach Stden, am dstlichen Rand des
CHEMPARK. Diese Flachen verbleiben aus regionalplanerischer Sicht im GIB.
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Gewerbliche Flachensituation im Stadtgebiet:

Die Stadt Dormagen fihrt in ihrem Antrag? zur Regionalplananderung aus, dass sich
auf der Flachennutzungsplanebene ein rechnerischer Reserveflacheniberhang fur
Gewerbeflachen von 13 ha ergdbe. Diese Zahlen basieren auf dem Erkenntnisstand
der Regionalplanfortschreibung und des Siedlungsflachenmonitoring 2017. Das aktu-
elle Siedlungsflachenmonitoring 2023 zeigt zum Stichtag 01.01.2023 einen Gewerbe-
flachenbedarf von 133 ha flr einen Planungszeitraum von 25 Jahren auf. Dem gegen-
Uber stehen Entwicklungspotenziale von 135 ha, welche den Gewerbeflachenbedarf
der Stadt Dormagen bedarfsgerecht abdecken.

Die Gesamtgrof3e des ASB-GE betragt derzeit 14,4 ha. Abziglich einer schmalen
Randflache am westlichen Ende des ASB-GE, im Rahmenplan der Stadt als Grinver-
bindung dargestellt, wurden fiir das Gelande der Zuckerfabrik im Siedlungsflachenmo-
nitoring ca. 10,5 ha als Reserveflache fir Gewerbe gemeldet. Mit der geplanten Riick-
nahme des ASB-GE, in einer Grél3enordnung von 3,4 ha, wird sich die Reserveflache
nur geringfugig verkleinern, bleibt aber weiterhin fur eine gewerbliche Nutzung beste-
hen. Die Bedarfssituation wird in dem Fall aus regionalplanerischer Sicht weiterhin als
ausgeglichen bewertet und stiinde somit einer teilweisen Ricknahme des ASB-GE
argumentativ nicht entgegen.

Des Weiteren befinden sich innerhalb des sudlich angrenzenden CHEMPARK auf dem
Gebiet der Stadt Dormagen ca. 36 ha Reserveflachen, die fur eine gewerbliche Nut-
zung zur Verfigung stehen.

Alternativen:

Hier sind vernlnftige Planungsalternativen, die die grundlegenden Ziele der beabsich-
tigten Planung rechtlich und praktisch erreichen kdnnen in den Blick zu nehmen. Der
Nullvariante stande jedoch die zeichnerische Festlegung ASB-GE als Ziel der Raum-
ordnung der planungsrechtlichen Ermdéglichung mehrerer grof3flachiger Lebensmittel-
markte mit zentrenrelevantem Sortiment entgegen. Es waren hier vorrangig nur Ge-
werbegebiete im Sinne des § 8 der BauNVO denkbar. Das Planungsziel der Stadt
Dormagen ware so nicht erreichbar.

Mit der hier avisierten Flachenentwicklung stehen zudem zwei wesentliche Planungs-
ziele im Fokus: Zum einen besteht die Chance, die Uber viele Jahre brachliegende
Flache der ehemaligen Zuckerfabrik durch eine teilweise Erweiterung des raumordne-
risch moglichen Nutzungsspektrums einer Nachnutzung zuzufihren. Damit wirde eine
vorgenutzte innerstadtische Flache sinnvoll und mit Mehrwert fir die Stadtentwicklung
der Stadt Dormagen revitalisiert. Zum zweiten besteht die Chance der Erweiterung des

2 vgl. Sitzungsunterlagen zum Aufstellungsbeschluss Anlage 5a - Begriindung zum Antrag auf Regio-
nalplanénderung der Stadt Dormagen
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zentralen Versorgungsbereiches ,Hauptzentrum Innenstadt® und damit verbunden ins-
besondere die quantitative und qualitative Erweiterung des Nahversorgungsangebots
fur den Bereich der Stadtmitte und der Hauptortslage. Diese wichtigen Ziele lassen
sich naturgemal nur durch die hier dargelegte Flachenentwicklung erreichen.

Erganzend ist darauf hinzuweisen, dass der Umweltbericht zu dem Ergebnis kommt,
dass in schutzgutibergreifender Gesamtbetrachtung keine erheblichen Umweltaus-
wirkungen durch die hier in Rede stehende 19. Anderung des RPD zu besorgen sind
(vgl. folgendes Kap. 4 der Begriindung). Selbst wenn daher andere Flachenoptionen
aus planerischer Sicht sinnvoll zu erwagen waren, wirden diese Flachen aus umwelt-
fachlicher Sicht somit kein signifikant besseres Ergebnis zeigen kdnnen.

3. Bisheriges Verfahren

3.1 Scoping gemal § 8 Absatz 1 Satz 2 ROG und frihzeitige Unterrichtung ge-
man § 9 Absatz 1 ROG

Um Auskunft Gber beabsichtigte oder eingeleitete Planungen und MalRnahmen sowie
uber deren zeitliche Abwicklung zu erhalten, die fur die 19. Anderung des Regional-
plans bedeutsam sein kénnen, wurden mit Schreiben vom 06.02.2024 die in ihren Be-
langen berthrten offentlichen Stellen gemaR § 9 Absatz 1 ROG unterrichtet. Die Un-
terrichtung wurde mit Fristsetzung fur Rickaul3erungen bis zum 13.03.2024 eingelei-
tet. Im gleichen Zeitraum wurden die betroffenen 6ffentlichen Stellen, deren umwelt-
und gesundheitsbezogener Aufgabenbereich von den Umweltauswirkungen des
Raumordnungsplans berihrt werden kann im Rahmen des Scopings gemaf 8 8 Abs.
1 ROG gebeten, Hinweise zum Umfang und zum Detailierungsgrad der Umweltpri-
fung zu geben.

Dariiber hinaus fand die Unterrichtung der Offentlichkeit gemaR § 9 Absatz 1 ROG
durch eine Bekanntmachung im Amtsblatt fir den Regierungsbezirk Disseldorf Nr. 8
vom 22.02.2024 und auf der Webseite der Bezirksregierung statt. 37 6ffentliche Stellen
haben Stellungnahmen im Rahmen der friihzeitigen Beteiligung und des Scopings ab-
gegeben. Zwei Stellungnahmen gingen aus der Offentlichkeit ein.

Es wurden keine beabsichtigten oder eingeleiteten Planungen und MalRnahmen be-
nannt oder Hinweise auf zusatzliches Abwagungsmaterial gegeben, die Anlass zu ei-
ner Anderung des Planentwurfs gegeben hatten. Inhaltliche Stellungnahmen wurden
in die Synopse der Verfahrensbeteiligten des im Weiteren durchgefihrten Beteili-
gungsverfahren zur Offenlage der Regionalplandnderung aufgenommen und ebenso
in die Abwagung eingestelit.
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In seiner Sitzung vom 25.10.2023 stimmte auch der Planungsausschuss der Stadt
Dormagen dem zeichnerischen Abgrenzungsvorschlag der 19. Anderung des Regio-
nalplans vollumfanglich zu.

3.2 Aufstellungsbeschluss

Der Regionalrat hat in seiner 97. Sitzung am 20.06.2024 unter TOP 7 gemalR3 § 19
Absatz 1 Landesplanungsgesetz Nordrhein-Westfalen (LPIG) den Aufstellungsbe-
schluss zur 19. Anderung des RPD gefasst. GeméaR § 8 ROG ist bei der Anderung von
Raumordnungsplanen — hier des RPD —i.d.R. eine Prifung der Umweltauswirkungen
durchzufiihren und ein Umweltbericht zu erstellen. 3

3.3 Beteiligung gemafll 8§ 9 ROGi.V.m. § 13 LPIG

Der Offentlichkeit sowie den in ihren Belangen beriihrten 6ffentlichen Stellen wurde in
der Zeit vom 19.07.2024 bis einschlief3lich 19.08.2024 — entsprechend § 9 Absatz 2
ROG in Verbindung mit § 13 LPIG — Gelegenheit zur Stellungnahme zum Entwurf des
Raumordnungsplans, zu seiner Begriindung und zum Umweltbericht gegeben.

Im Beteiligungsverfahren wurden 152 Behdrden und Stellen unmittelbar — neben der
Bekanntmachung im Amtsblatt fir den Regierungsbezirk Dusseldorf — angeschrieben
(vgl. Beteiligtenliste in Anlage 6). Sie hatten Gelegenheit, zum Planentwurf, zu seiner
Begrindung und zum Umweltbericht Stellung zu nehmen. Davon haben insgesamt 38
Beteiligte Gebrauch gemacht. Die Stellungnahmen wurden in der ,Synopse der Anre-
gungen der Verfahrensbeteiligten® (Anlage 4) zusammengestellt. 13 Beteiligte haben
Hinweise und Anregungen vorgetragen, davon zwei Beteiligte solche mit Bedenken.
Zu den Hinweisen und Bedenken wurden regionalplanerische Bewertungen erarbeitet.

Im Beteiligungsverfahren wurden 2 Stellungnahmen aus der Offentlichkeit abgegeben.
Diese sowie die jeweils entsprechenden regionalplanerischen Bewertungen wurden in
die ,Synopse der Anregungen der Offentlichkeit“ (Anlage 5) aufgenommen.

Im Rahmen der Beteiligung wurden von Seiten der Offentlichkeit und der Verfahrens-
beteiligten sowohl allgemeine die Planung betreffende Themen vorgebracht — bei-
spielsweise zur geplanten Erweiterung des zentralen Versorgungsbereichs Hauptzen-
traum Dormagen Innenstadt, zu der maximal geplanten Verkaufsflache, der vorgese-
henen Sortimentsstruktur sowie zu immissionsschutzrechtlichen Themen den Abstand
von unterschiedlichen Nutzungen betreffend. Dartber hinaus wurde der Ausschluss
von moglichen sensiblen Wohnnutzungen bereits auf Ebene der Regionalplanung an-
geregt (vgl. hierzu Kap. 5.3 regionalplanerische Bewertung). Insgesamt ergaben sich
aus der durchgefihrten Beteiligung keine Hinweise oder Erkenntnisse, die das Ergeb-

3 Der Umweltbericht kann der Anlage 3 Sitzungsvorlage zum Aufstellungsbeschluss entnommen wer-
den.
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nis der Abwagung verandert hatten. Die regionalplanerische Bewertung und Abwa-
gung kann den nachfolgenden Inhalten der Begriindung sowie den entsprechenden
Synopsen, dort mit Bezug zur Anregung entnommen werden. An der vorgesehenen
Festlegung wird somit festgehalten.

Nach 8§ 19 Absatz 3 LPIG werden die Stellungnahmen der offentlichen Stellen und der
Personen des Privatrechts nach 8 4 des Raumordnungsgesetzes, die nicht nach 8 9
Absatz 2 Satz 4 des Raumordnungsgesetzes ausgeschlossen sind, mit diesen eror-
tert, sofern der regionale Planungstrager dies beschlief3t. Ein entsprechender Be-
schluss wurde in diesem Verfahren nicht gefasst. Nach Sichtung und Abwéagung der
eingegangenen Stellungnahmen wird eine Erérterung als nicht zweckmaliig erachtet,
da alle Stellungnahmen hinreichend abgewogen werden konnten. Es wird davon aus-
gegangen, dass sich durch eine Erorterung keine neuen Erkenntnisse und damit keine
neue Entscheidungsgrundlage im Vergleich zur Beteiligung fir das Verfahren ergeben.
Der Regionalrat macht sich mit dem Feststellungsbeschluss in der Fassung der Sit-
zungsvorlage der Verwaltung — einschliel3lich der zugehérigen Anlagen — ohne eine
Erorterung diese Bewertung zu eigen.

3.4 Redaktionelle Anderungen im Rahmen der Aktualisierung der Sechsten
Verordnung zur Anderung der LandesplanungsgesetzDVO

Am 28.04.2022 trat die Sechste Verordnung zur Anderung der Landesplanungsge-
setzDVO vom 13.04.2022 (GV. NRW. S. 527) in Kraft. Die sich aus einer in Teilen
erganzten Legende und erganzten bzw. aktualisierten Planzeichenbeschreibungen er-
gebenden Anderungen in den Kapiteln 6 und 8 des RPD wurden bereits im Rahmen
friherer Anderungen des RPD (insbesondere im Rahmen der 11. und 12 Anderung
des RPD) vorgenommen.

Fur das Verfahren der 19. Anderung des Regionalplans im Gebiet der Stadt Dormagen
ergibt sich daraus jedoch ebenfalls eine redaktionelle Anpassung / Ergédnzung in Ka-
pitel 8 bei der ,Ubersicht zu Anderungsbereichen zwecks Darstellung der angewende-
ten Fassung der Planzeichen®. Diese ist in Anlage 1 der Sitzungsunterlagen dokumen-
tiert. Inhaltliche Anderungen am Planentwurf der 19. Anderung (Anlass, Planungsziel,
zeichnerische Festlegung, Bewertungen usw.) erfolgten dadurch nicht.
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4. Zusammenfassende Erklarung gemali § 10 Absatz 3 ROG

4.1 Rechtliche Grundlagen

Nach 8§ 13 Absatz 2 Satz 1 ROG sind die Regionalplédne aus dem Raumordnungsplan
fur das Landesgebiet zu entwickeln, so dass der RPD aus dem Landesentwicklungs-
plan Nordrhein-Westfalen (LEP NRW) zu entwickeln ist.

Der RPD enthalt Festlegungen als Ziele und Grundsatze der Raumordnung zur Ent-
wicklung, Ordnung und Sicherung des Raums, insbesondere zu den Nutzungen und
Funktionen des Raums. Er bildet den verbindlichen Rahmen fiir eine nachhaltige
Raumentwicklung, die die sozialen und wirtschaftlichen Anspriiche an den Raum mit
seinen 6kologischen Funktionen in Einklang bringt.

Nach 8§ 8 Absatz 1 ROG ist bei der Aufstellung von Raumordnungsplanen — und somit
auch bei deren Anderung — von der fir den Raumordnungsplan zustandigen Stelle
eine Umweltprtfung durchzufthren, in der die voraussichtlichen erheblichen Auswir-
kungen des Raumordnungsplans auf die Schutzguter

1. Menschen, einschlieRlich der menschlichen Gesundheit, Tiere, Pflanzen und
die biologische Vielfalt,

2. Flache, Boden, Wasser, Luft, Klima und Landschaft,
3. Kulturglter und sonstige Sachgtter sowie
4. die Wechselwirkung zwischen den vorgenannten Schutzgtitern

zu ermitteln und in einem Umweltbericht friihzeitig zu beschreiben und zu bewerten
sind.

Nach § 48 des Gesetzes uber die Umweltvertraglichkeitsprifung (UVPG) wird die Stra-
tegische Umweltprifung einschlieRlich der Uberwachung nach dem ROG durchge-
fuhrt.

Entsprechend ergeben sich die relevanten Verfahrensvorschriften aus den 88 8 - 10
ROG in Verbindung mit 8§ 19 LPIG. Dabei wird die Umweltprifung als unselbstandiger
Teil in das Planverfahren der Regionalplandnderung integriert.

Fur den Umweltbericht war zunachst der Untersuchungsrahmen der Umweltprifung
einschlie3lich des erforderlichen Umfangs und Detaillierungsgrades des Umweltbe-
richtes festzulegen. Die offentlichen Stellen, deren umwelt- und gesundheitsbezoge-
ner Aufgabenbereich von den Umweltauswirkungen des Raumordnungsplans berthrt
werden kann, wurden hierbei beteiligt (Scoping). Zu den Details des Scopingverfah-
rens wird auf die Ausfihrungen in Kap. 3.1 verwiesen.

Gemal 8§ 10 ROG ist dem Regionalplan dann eine zusammenfassende Erklarung bei-
zufuigen. Sie soll Auskunft dartiber geben,
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- wie die Umweltbelange und die Ergebnisse der Offentlichkeits- und Behordenbe-
teiligung in dem Aufstellungsverfahren beriicksichtigt wurden und

- aus welchen Griinden der Plan nach Abwagung mit den gepruften in Betracht kom-
menden anderweitigen Planungsmadglichkeiten gewahlt wurde,

und die im Rahmen der Uberwachung der Auswirkungen auf die Umwelt nach § 8 Ab-
satz 4 Satz 1 ROG durchzufihrenden MalRnahmen darlegen.

Diese zusammenfassende Umwelterklarung versteht sich als eine zusammenfas-
sende Informations- und Entscheidungsgrundlage tber den Prozess und die Ergeb-
nisse der Umweltprifung der Festlegungen des Regionalplans und ist somit auch als
eigenstandiges Gliederungskapitel in die Begriindung integriert. Damit soll auch si-
chergestellt werden, dass dem regionalen Planungstrager fur seine Abwagungsent-
scheidung zum Feststellungsbeschluss alle relevanten und erforderlichen Informatio-
nen vorliegen.

4.2 Ergebnisse der Umweltprifung

Die nachfolgenden Erlauterungen fassen ihrem Sinn entsprechend die wesentlichen
Punkte des Umweltberichtes zusammen und kdnnen insoweit Methodik und Ergeb-
nisse der Umweltprifung hier nur ausschnitthaft wiedergeben.

Die voraussichtlichen Umweltauswirkungen im Bereich der Plandnderung wurden auf
der Grundlage von Daten gepruft, die dem regionalplanerischen Darstellungsmalf3stab
entsprechen. Als Bewertungsmaf3stabe sind solche Umweltziele heranzuziehen, die
in Gesetzen oder Programmen festgelegt und somit allgemein gultig sind.

Die nachfolgende Tabelle verdeutlicht:

e welche Ziele des Umweltschutzes fiir die Anderung des RPD als relevant zu
Grunde gelegt werden,

e welche Kriterien hieraus zur Prognose voraussichtlich erheblicher Umweltaus-
wirkungen abzuleiten sind,

¢ welche Datengrundlagen hierfur zur Verfigung stehen und

e welche Art der Betroffenheit eines Kriteriums als Indikator fiir eine erhebliche
Umweltauswirkung flr ASB-Festlegungen bewertet wird.
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Tabelle 1: ASB - Umweltziele und operationalisierte Kriterien

Ziele, Kriterien, Datengrundlagen und Prognose der Erheblichkeit
(in Fettdruck und Gelb: Kriterium erhéhten Gewichts, in Normaldruck: Kriterium einfachen Gewichts)

Schutz-
guter

Ziele des Umweltschutzes

Kriterien

Datengrundlagen

Indikatoren fur die

Prognose erheblicher
Umweltauswirkungen

Menschen /
menschliche
Gesundheit

» Sicherung und Entwicklung des Erholungs-

wertes von Natur und Landschaft (§ 1
BNatSchG, 8§ 13 LNatSchG NRW)

Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen
und vor schweren Unféllen im Sinne des Art.
3 Nr. 13 der RL 2012/18/EU hervorgerufe-
nen Auswirkungen auf die ausschlieRlich o-
der Uberwiegend dem Wohnen dienenden
Gebiete sowie auf sonstige schutzbedurftige
Gebiete, insbesondere 6ffentlich genutzte
Gebiete, wichtige Verkehrswege (8§ 50 BIm-
SchG, 12. BImSchV)

Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen
auf den Menschen durch Larm, Erschitte-
rungen, elektromagnetische Felder, Strah-
lung und Licht (Umgebungslarmrichtlinie
2002/49/EG, § 47 a-f BImSchG, § 2 ROG,
88 1, 48 BImSchG, 16., 18., 26. und 39.
BImSchV, TA Larm)

Schutz vor schadlichen Auswirkungen auf
die menschliche Gesundheit durch Luftver-
unreinigungen (Richtlinie 2008/50/EG uber
Luftqualitat und saubere Luft fir Europa,§ 2
ROG, Geruchsimmissionsrichtlinie GIRL,
Nationale Nachhaltigkeitsstrategie, 88 1, 48
BImSchG, 39. BImSchV, TA Luft)

Auswirkungen auf die Wohnsi-
tuation / Aufenthaltssituation
Siedlungsbereiche

Kartografische Abbildung von
Betriebsbereichen und Anlagen
nach Storfall-Verordnung
(KABAS)*

Lage innerhalb der Abstands-
empfehlung eines Betriebsbe-
reiches

Auswirkungen auf Kurorte /
Kurgebiete und Erholungsorte
/Erholungsgebiete

Kur- und Erholungsorte im
Regierungsbezirk Dusseldorf
(Ministerialblatter NRW)
https://recht.nrw.de

Stand Dezember 2023

Flacheninanspruchnahme von
Kur- und Erholungsgebieten

Auswirkungen auf die Erho-
lungssituation (larmarme
Raume)

LANUV NRW (larmarme natur-
bezogene Erholungsraume); Da-
tenabfrage August 2014

Flacheninanspruchnahme von
larmarmen Raumen mit heraus-
ragender Bedeutung

Auswirkungen auf die Wohnsi-
tuation / Aufenthaltssituation
Siedlungsbereiche

Aktuelle Rechtsverordnungen zu
den Fluglarmzonen Flughéafen
Dusseldorf und Weeze — Stand
Dezember 2013

Erweiterte Fluglarmzone des
RPD - Stand Dezember 2017

Lage innerhalb einer Flug-
larmzone oder erweiterten Flug-
larmzone (Flughafen Disseldorf
und Weeze)

4 Da durch das vorliegende Gesamtstadtische Seveso-Ill-Gutachten Dormagen neuere und detailliertere Kenntnisse und Werte vorliegen als in der Daten-
grundlage KABAS, werden in diesem Fall die Sicherheitsabstande mit Detailkenntnissen fiir das Stadtgebiet Dormagen (ERPG-2-Werte) herangezogen

(vgl. Kap. 4.2.1).
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Tiere, Pflan-
zen, Biologi-
sche Vielfalt

» Schutz wildlebender Tiere, Pflanzen, ihrer
Lebensstatten und Lebensraume, der biolo-
gischen Vielfalt (FFH-Richtlinie 92/43/EWG,
Vogelschutzrichtlinie 79/409/EWG, Natio-
nale Strategie zur biologischen Vielfalt, 88 1,
23, 30, 32, 33, 44 BNatSchgG, § 42
LNatSchG NRW, § 2 ROG)

» Sicherung samtlicher Gewésser als Be-
standteil des Naturhaushaltes und als Le-
bensraum fir Tiere und Pflanzen (8 6 WHG,
§ 2 LWG, § 1 BNatSchG, § 2 ROG)

» Schaffung eines Biotopverbundsystems
(8 21 BNatSchG)

Auswirkungen auf nachfol-
gende, naturschutzrechtlich
geschutzte Bereiche:
Natura 2000-Gebiete

LANUV NRW
Aktualisierung Januar 2022

e Flacheninanspruchnahme
von FFH-/ Vogelschutzgebie-
ten

e Vorkommen von FFH-/ Vogel-
schutzgebieten im Umfeld
(300m)

(Gesonderter Prifauftrag gemafn
§ 34 BNatschG)

Nationalparke

In Planungsregion nicht vorkom-
mend

Naturschutzgebiete (NSG)

LANUV NRW
Aktualisierung Januar 2022

e Flacheninanspruchnahme
von NSG

e Vorkommen von NSG im Um-
feld (300 m)

geschiitzte Biotope nach § 30
BNatSchG bzw. § 42
LNatSchG NRW)

LANUV NRW
Aktualisierung Januar 2023

¢ Flacheninanspruchnahme eines
geschuitzten Biotops

Auswirkungen auf verfahrens-
kritische Vorkommen pla-
nungsrelevanter Arten

LANUV NRW - Frage zur mogli-
chen Beachtung von arten-
schutzrechtlichen Konflikten in
vorgelagerter regionalplaneri-
scher Abschatzung ist Teil der
Scopinganfrage an das LANUV
NRW

Fachdatensatz Allgemeine Ab-
frage April 2018

e Flacheninanspruchnahme in
Bereichen mit verfahrenskriti-
schem Vorkommen planungs-
relevanter Tierarten

e Verfahrenskritische Vorkom-
men planungsrelevanter Tier-
arten im Umfeld (300 m)

e Flacheninanspruchnahme in
Bereichen mit verfahrenskriti-
schem Vorkommen planungs-
relevanter Pflanzenarten

Auswirkungen auf schutzwir-
dige Biotope

LANUV NRW
Aktualisierung Januar 2022 - Bi-
otopkataster

e Flacheninanspruchnahme eines
schutzwirdigen Biotops, wel-
ches NSG-wiirdig oder mindes-
tens regional bedeutsam ist
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Auswirkungen auf Biotopver-
bundflachen

LANUV NRW
Datenabfrage Februar 2023

Flacheninanspruchnahme von
Biotopverbundflachen mit her-
ausragender oder besonderer
Bedeutung

Flache

Verringerung der erstmaligen Freiflachenin-
anspruchnahme fir Siedlungs- und Ver-
kehrszwecke (8 2 Absatz 2 Nr. 6 Satz 3
ROG)

Weniger als 30 ha Flache Neuausweisung
pro Tag bis 2030 (Deutsche Nachhaltigkeits-
strategie 2016)

Flachenverbrauchsziel Netto-Null bis 2050
(EU; Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie
2016)

Auswirkungen auf nachhaltige
Flachenschutzziele

Information zum Planungsanlass

Erstmalige Flacheninanspruch-
nahme des Freiraumes

Boden

Sparsamer Umgang mit Grund und Boden
(8 1 LBodSchG)

Sicherung der natiirlichen Bodenfunktionen
sowie der Funktion als Archiv der Natur- und
Kulturgeschichte (§ 1 BBodSchG, § 1
BNatSchG, § 1 LBodSchG, § 2 ROG)
Schéadliche Bodenveranderungen sind abzu-
wehren, der Boden und Altlasten sind zu sa-
nieren (8 1 BBodSchG, § 1 LBodSchG)

Auswirkungen auf schutzwir-
dige Bdden

Datensatz Schutzwiirdige Béden

3. Auflage, Geologischer Dienst
Grunddaten Abfrage Dezember
2020

Flacheninanspruchnahme von
Bdden mit Funktionserfullungs-
grad ,hoch“und ,sehr hoch*

Wasser

Schutz der Gewasser vor Schadstoffeintra-
gen (Kommunale Abwasserrichtlinie
91/271/EWG sowie Richtlinie Gber die Quali-
tat von Wasser fiir den menschlichen Ge-
brauch 98/83/EG, § 27 WHG)

Erreichen eines guten mengenmafigen und
chemischen Zustands des Grundwassers

(8 47 WHG, Art. 4 WRRL)

Auswirkungen auf festgesetzte
Wasserschutzgebiete, Ein-
zugsgebiete von 6ffentlichen
Trinkwassergewinnungsanla-
gen und Reservegebiete

Fachdaten Dezernat 54, fortlau-
fend aktualisiert. Abfrage Mérz
2024

Flacheninanspruchnahme
festgesetzter Schutzzonen |
und Il von Wasserschutzge-
bieten oder Einzugsgebieten
von offentlichen Trinkwasser-
gewinnungsanlagen und Re-
servegebiete
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Erreichen eines guten 6kologischen Zu-
stands / Potenzials und eines guten chemi-
schen Zustands der Oberflachengewasser
(8 27 WHG, Art. 4 WRRL);

Vorbeugung der Entstehung von Hochwas-
serschaden und Schutz von Uberschwem-
mungsgebieten (88 72-78 WHG, Art. 1
Hochwasserrisikomanagementrichtlinie
2007/60/EG, § 1 BNatSchG, § 2 ROG)
Sicherung der 6ffentlichen Wasserversor-
gung (88 48, 50, 51, 52 WHG)

Auswirkungen auf Uber-
schwemmungsgebiete

Fachdaten Dezernat 54, fortlau-
fend aktualisiert. Abfrage Mérz
2024

Flacheninanspruchnahme ei-
nes Uberschwemmungsge-
bietes

Auswirkungen auf Bereiche flr
Extremhochwasser

Fachdaten Dezernat 54. Abfrage
Juli 2022

Nachrichtlicher Hinweis bei Fla-
cheninanspruchnahme eines
Extremhochwasserbereichs

Luft/Klima

Vermeidung von Beeintrachtigungen der Luft
und des Klimas (& 1 BNatSchG, § 1 BIm-
SchG)

Verringerung der Gesamtsumme der Treib-
hausgasemissionen in Nordrhein-Westfalen
bis zum Jahr 2030 um mindestens 65 Pro-
zent und bis zum Jahr 2040 um mindestens
88 Prozent im Vergleich zum Jahr 1990 (8§ 3
(1) Klimaschutzgesetz NRW)

Erhalt der ober- und unterirdischen Kohlen-
stoffspeicherkapazitaten des Waldes (§ 4 (3)
Klimaschutzgesetz NRW)

Auswirkungen auf klimatisch
und lufthygienisch bedeut-
same Kaltlufteinwirkbereich in-
nerhalb der Bebauung

Auswirkungen auf Bereiche
mit Uberdrtlich bedeutsame
Klimafunktionen (tberértlich
bedeutsame Kaltluftleitbahnen
und dazugehérige Kaltluftein-
zugsgebiete)

Datensatz Klimaanalyse des
LANUV April 2018

Flacheninanspruchnahme von
Kaltlufteinwirkbereichen inner-
halb der Bebauung oder Pla-
nung unmittelbar angrenzend
bei gleichzeitig weniger glinstig
bis sehr ungiinstiger thermi-
scher Situation

und/oder

Lage im Kernbereich einer Kalt-
luftbahn von Uberdrtlicher Be-
deutung (gemaf Klimaanalyse
NRW - Planungsempfehlungen
Regionalplanung®)
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» Verringerung und Bindung von Treibhaus-
gasemissionen durch Steigerung des Res-
sourcenschutzes, der Ressourcen- und
Energieeffizienz, der Energieeinsparung und
Nutzung von Flexibilisierungsoptionen (§ 4
(4) Klimaschutzgesetz NRW)

Auswirkungen auf Waldflachen
mit Klimaschutzfunktion

Wald und Holz NRW
Datenabfrage Juli 2020

Flacheninanspruchnahme von
Waldflachen mit Klimaschutz-
funktion

Auswirkungen auf Waldflachen
mit Immissionsschutzfunktion

Wald und Holz NRW Datenab-
frage Juli 2020

Flacheninanspruchnahme von
Waldflachen mit Immissions-
schutzfunktion

Auswirkungen auf klimarele-
vante Boden

Datensatz Schutzwirdige Béden
3. Auflage, Geologischer Dienst

Grunddaten Abfrage Dezember

2020

Flacheninanspruchnahme von
klimarelevanten Boden

Landschaft

» Sicherung der Vielfalt, Eigenart und Schoén-
heit der Landschaft sowie des Erholungs-
wertes (8§ 1 BNatSchG, § 2 ROG)

» Bewahrung von Naturlandschaften und his-
torisch gewachsenen Kulturlandschaften vor
Verunstaltung, Zersiedelung und sonstigen
Beeintrachtigungen (& 1 BNatSchG, § 2
ROG)

Auswirkungen auf nachfol-
gende naturschutzrechtlich ge-
schiitzte Bereiche:

Naturparke

LANUV NRW
Aktualisierung Januar 2022

Nachrichtlicher Hinweis bei Fla-
cheninanspruchnahme von Fla-
chen eines Naturparkes

Landschaftsschutzgebiete

LANUV NRW
Aktualisierung Januar 2022

Nachrichtlicher Hinweis bei Fla-
cheninanspruchnahme eines
LSG

geschuitzte Landschaftsbe-
standteile

UNB

Landschaftsplane

Abfrage Dezember 2012 mit Ak-
tualisierung September 2018

Flacheninanspruchnahme eines
geschutzten Landschaftsbe-
standteils
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Auswirkungen auf das Land-
schaftsbild

LANUV 2018 - Shapes und Be-
wertungstabellen zu Land-
schaftsbildeinheiten im Plange-
biet Disseldorf

Flacheninanspruchnahme einer
Landschaftsbildeinheit mit her-
ausragender Bedeutung
Vorkommen von Landschafts-
bildeinheiten mit herausragen-
der Bedeutung im Umfeld (300
m)

Auswirkungen auf unzerschnit-
tene verkehrsarme Raume
(UZVR)

LANUV NRW
Aktualisierung September 2021

Flacheninanspruchnahme eines
UZVR 10-50 km?
Flacheninanspruchnahme eines
UZVR 5-10 km? im Verdich-
tungsraum

Kultur- und
sonstige
Sachguter

» Schutz der Baudenkmaéler, Denkmalberei-
che, Bodendenkmaler / arch&ologischen
Fundstellen, Kulturdenkmaler (8 1
BNatSchG, § 2 ROG, 88 1und 2 DSchG
NRW)

» Bewahrung von historisch gewachsenen
Kulturlandschaften vor Verunstaltung, Zer-
siedelung und sonstigen Beeintrachtigungen
(8 1 BNatSchG, § 2 ROG)

Auswirkungen auf historische
Kulturlandschaften

LVR 2013 - Fachbeitrag Kultur-
landschaft

Flacheninanspruchnahme eines
regional bedeutsamen Kultur-
landschaftsbereiches

Auswirkungen auf denkmalge-
schiitzte Objekte / Bereiche

LVR - Auflistung aller eingetra-
genen Bodendenkmaler
Aktualisierung Oktober 2020

Flacheninanspruchnahme von
Bereichen mit Bodendenkmalen
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Die in der Tabelle mit Gelb und Fettdruck markierten Kriterien sind solche mit erhéhtem
Gewicht und umfassen Merkmale mit besonderer umweltfachlicher Relevanz, wie
bspw. das Vorkommen eines Naturschutzgebietes innerhalb des Anderungsbereiches
bzw. in einem definierten Umfeld. Hier wurden funf Kriterien bestimmt. Ferner wurden
weitere 17 Kriterien als solche einfachen Gewichts (in der Tabelle in Normaldruck)
definiert.

Im Rahmen einer schutzgutibergreifenden Gesamtbewertung dient dieser Ansatz
dazu, den Beitrag einzelner umweltfachlicher Kriterien zum Gesamtergebnis differen-
ziert darzustellen. Dadurch ist es mdglich, aus umweltfachlicher Sicht die Eignung bzw.
die Restriktionen einer Flache zusammenfassend aufzuzeigen. In der Gesamtbewer-
tung fuhrt bereits die Betroffenheit eines Kriteriums erhdhten Gewichtes zu einem ne-
gativen Bewertungsergebnis, wohingegen aus der zweiten Gruppe mindestens drei
Kriterien betroffen sein miissen, um insgesamt zu einem negativen Bewertungsergeb-
nis zu kommen.

Durch die beabsichtigte Umwandlung von ASB-GE in ASB werden voraussichtlich er-
hebliche Auswirkungen auf das Schutzgut Klima ausgeldst. Alle sonstigen Schutzguter
zeigen im Sinne der Prifmethodik gemal Kap. 2.4 des Umweltberichts keine Betrof-
fenheiten. Damit werden die Auswirkungen der Planung auch im Sinne einer schutz-
gutubergreifenden Gesamteinschatzung als nicht erheblich bewertet.

Dennoch ist darauf hinzuweisen, dass der Anderungsbereich unmittelbar an die durch
das Gesamtstadtische Seveso-llI-Gutachten Dormagen zur Feststellung der Vertrag-
lichkeit der Storfallbetriebsbereiche ermittelten Sicherheitsabstande mit Detailkennt-
nissen angrenzt, deren zugrundeliegender Konzentrationsleitwert der aktuellen Recht-
sprechung entspricht. Dartber hinaus wurden auf Empfehlung des Landesamtes fur
Natur, Umwelt und Verbraucherschutz (LANUV NRW) auch neuere und schérfere Be-
urteilungswerte betrachtet, bei denen der Anderungsbereich innerhalb der ermittelten
Sicherheitsabstande liegt. Diese besondere Situation wurde im Umweltbericht und in
der Begrindung ausfuhrlich betrachtet und wird auch auf den nachfolgenden Pla-
nungsebenen in der Abwagung und Ausgestaltung der Planung besonders sorgsam
zu bericksichtigen sein.

Im Rahmen der Gesamtplanbetrachtung sind dann mdgliche, auch kumulierende, Wir-
kungen mit Einbeziehung eines weiteren Umfeldes der Flache zu untersuchen. Aus
gesamtplanerischer Sicht zeigen sich jedoch keine verstarkenden bzw. kumulierenden
Umweltauswirkungen.

Ebenso waren signifikante Wechselwirkungen zwischen den einzelnen zu untersu-
chenden Schutzguter nicht festzustellen.
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Im Rahmen der Alternativenprifung konnten weder an anderer Stelle, noch auf Basis
eines veranderten Flachenzuschnitts im Planbereich besser geeignete Alternativen er-
mittelt werden um das Planziel zu verwirklichen. Dabei gilt es hier zusammenfassend
noch einmal zu betonen,

- dass das Ziel der Starkung der Nahversorgungsfunktion des Hauptzentrums ent-
sprechend nur erreicht werden kann, wenn Flachenpotenziale im Umfeld zum be-
stehenden zentralen Versorgungsbereich gehoben werden konnen,

- die Planung die Reaktivierung einer innerstadtischen Brachflache ermdglicht

- und in schutzguttbergreifender Gesamtbewertung festgestellt wurde, dass keine
erheblichen Umweltauswirkungen zu erwarten sind, insoweit aus umweltfachlicher
Sicht somit kein signifikant besseres Ergebnis an anderer Stelle erzielbar ist.

Die Darstellung der unmittelbar flachenbezogenen Ergebnisse der Umweltprifung er-
folgt im Flachensteckbrief°.

Beim Schutzgut Luft/Klima handelt es sich um folgendes betroffenes Kriterium:

¢ Inanspruchnahme eines Kaltlufteinwirkbereichs bei gleichzeitig angrenzend
thermisch ungunstiger Situation

Durch die 19. Regionalplananderung kommt es im dstlichen Teil der Anderungsflache
zur Inanspruchnahme eines Kaltlufteinwirkbereichs bei gleichzeitig angrenzend ther-
misch ungunstiger Situation. Die Bebauung des Kaltlufteinwirkbereichs kann sich auf
die bereits schon thermisch ungunstige Situation der angrenzenden Wohnbauflachen
noch ungunstiger auswirken. Gleichwohl muss darauf hingewiesen werden, dass der
Anderungsbereich in der Vergangenheit bereits bebaut war und theoretisch auch
heute schon jederzeit mit Gewerbe oder nicht-zentrenrelevantem Einzelhandel (z. B.
Mobel- oder Baumarkt) wieder beplant und bebaut werden kénnte, ohne dass dafir
eine Regionalplanédnderung durchgefuhrt werden musste. Die Erheblichkeitsbewer-
tung soll jedoch vorsorglich aufrechterhalten werden und in der planerischen Abwa-
gung Berucksichtigung finden (vgl. Kap. 5.3 der Begriindung).

Hinweis zum Schutzgut Mensch/Menschliche Gesundheit:

In Bezug auf das Schutzgut Menschen/menschliche Gesundheit kommt der Umwelt-
bericht zu dem Ergebnis, dass voraussichtlich keine erheblichen Umweltauswirkungen
zu erwarten sind und bertcksichtigt dabei im besonderen Malie die Ergebnisse eines
vorliegenden Gesamtstadtischen Seveso-llI-Gutachtens®. Das Gutachten wird als
fachlich korrekt und in seinen Ergebnissen als plausibel erachtet. Im Ergebnis unter-
mauert das Gutachten, dass in dem hier in Rede stehenden Anderungsbereich die

> Anhang 1 zum Umweltbericht in Anlage 3 der Sitzungsunterlagen zum Aufstellungsbeschluss
6 Gesamtstadtisches Seveso-IlI-Gutachten Dormagen zur Feststellung der Vertraglichkeit der Storfall-
betriebsbereiche in der Stadt Dormagen — 27.07.2020, im folgenden ,Seveso-Ill Gutachten®. Anlage
5b der Sitzungsvorlage zum Aufstellungsbeschluss
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Ansiedlung des stationaren Einzelhandels moglich ist und aus immissionsschutzrecht-
licher Sicht gelingen kann. Gleichwohl werden sensiblere Nutzungen eng an die ermit-
telten Achtungsabstande heranricken. Der Flachensteckbrief des Umweltberichts
setzt daher dieses Prufkriterium auf gelb um auch den nachfolgenden Planungs- und
Genehmigungsebenen deutlich zu machen, dass das enge Nebeneinander der storin-
tensiven und der schutzbedurftigen Nutzungen in der nachfolgenden Bauleitplanung
sorgsam zu behandeln ist und anspruchsvoll bleibt. Zur Detailbetrachtung dieser The-
matik wird auf die regionalplanerische Beurteilung im Kap. 5.3 verwiesen.

Erganzende nachrichtliche Hinweise zum Umweltbericht aus dem Verfahren gemal §
9 ROG in Ver. mit 8§ 13 LPIG NRW:

Der Erftverband verweist in seiner Stellungnahme auf aktive oder inaktive Grundwas-
sermessstellen des Landesgrundwasserdienstes. Fur weitergehende Informationen
Uber die Grundwassermessstellen ist das Landesamt fur Natur, Umwelt und Verbrau-
cherschutz NRW, E-Mail: grundwasserstand@lanuv.nrw.de zustandig. Grundwasser-
messstellen des Erftverbandes sind nicht betroffen. Die Priifung tber eine Betroffen-
heit ist in den folgenden Planverfahren zu prufen.

Ferner erfolgt eine Klarstellung bzgl. des Schutzgutes Kultur- und sonstige Sachguter,
hier zum Kriterium der Flacheninanspruchnahme von Bereichen mit Bodendenkma-
len. Der Umweltbericht kommt hier zu dem Ergebnis, dass keine Betroffenheit vorliegt.
Dieses Ergebnis fulRt auf der Erkenntnis, dass es sich bei dem Hinweis des LVR zum
einen um zunachst vermutete Bodendenkmaler handelt die im Plangebiet nur randlich
vorkommen. Ungeachtet dessen ist die Thematik wie im Steckbrief zum Umweltbericht
bereits aufgearbeitet auf den nachfolgenden Planungsebenen weiter zu bertcksichti-
gen und der LVR bei der weiteren Planung zu beteiligen.

Durch die Darlegung dieser Aktualisierung in der vorliegenden zusammenfassenden
Erklarung wird eine vollstéandige Berucksichtigung durch den regionalen Planungstra-
ger im Zuge seiner Abwagungsentscheidung zum Feststellungsbeschluss gewébhrleis-
tet.

Fazit:

Die Untersuchungsergebnisse des Umweltberichts wurden in die 19. Anderung des
Regionalplans einbezogen und im Hinblick auf ihre Relevanz fur die Anderung des
Regionalplans im Aufstellungsverfahren geprift. Detaillierte Prifungen zur raum- und
umweltvertraglichen Ausgestaltung des Vorhabens bleiben den nachfolgenden Pla-
nungsstufen auch im Sinne einer Vermeidung oder Verminderung der hier festgestell-
ten voraussichtlichen Umweltauswirkungen vorbehalten.

Die voraussichtlichen Auswirkungen der Planung im Sinne der schutzgutlbergreifen-
den Gesamtbetrachtung des Umweltberichts werden wie zuvor ausgefiihrt als nicht
erheblich bewertet. An der Regionalplanung im in Rede stehenden Anderungsbereich

wird festgehalten.
30


mailto:grundwasserstand@lanuv.nrw.de

19. Anderung des RPD — Begriindung

Fur detailliertere Ausfiihrungen zur Durchfiihrung und den Ergebnissen der Umwelt-
prifung wird auf den Umweltbericht zum Aufstellungsbeschluss der 19. Regional-
planédnderung verwiesen.

4.3 Berucksichtigung der Ergebnisse der Offentlichkeit- und Behordenbeteili-
gung

Zur Beteiligung wird zunachst auf die obenstehenden Ausfiihrungen in Kapitel 3.3 so-
wie auf die Ausfuhrungen in den Synopsen der Anregungen der Verfahrensbeteiligten
(Anlage 4) und der Offentlichkeit (Anlage 5) hingewiesen.

Stellungnahmen zum Planentwurf:

Im Rahmen der Beteiligung wurden von Seiten der Offentlichkeit und der Verfahrens-
beteiligten Uberwiegend allgemeine die Planung betreffende Themen vorgebracht —
beispielsweise zur geplanten Erweiterung des zentralen Versorgungsbereichs Haupt-
zentraum Dormagen Innenstadt, zu der maximal geplanten Verkaufsflache, der ge-
planten Sortimentsstruktur sowie zu immissionsschutzrechtlichen Themen, den Ab-
stand von unterschiedlichen Nutzungen betreffend. Sie beriihren jedoch mehrheitlich
Themen der nachfolgenden Planungsebenen, insbesondere der Bauleitplanung. Sie
kénnen nur zur Kenntnis genommen werden. Anregungen bzgl. einer noch konkrete-
ren Steuerung des Ubergangsbereichs von CHEMPARK und Stadtgebiet kann nicht
gefolgt werden, da sie die Regelungskompetenz der Raumordnung verlassen oder im
Widerspruch zur Erreichung des Planungsziels stehen. Dass es sich bei dem Bereich
um einen sensibel und sorgsam zu betrachtenden Planungsraum handelt, wird in der
Begrindung ausfihrlich behandelt und wurde im Beteiligungsverfahren in einzelnen
Stellungnahmen ebenso unterstitzend betont.

Stellungnahmen zu Inhalt und Ergebnisses des Umweltberichts:

Hinweise aus dem Scoping wurden im Umweltbericht zum Aufstellungsbeschluss be-
reits bericksichtigt und waren sodann auch Teil der nach § 9 Abs. 2 ROG offengeleg-
ten Unterlagen. Aus diesem zweiten Beteiligungsschritt ergab sich ferner ein weiterer
allgemeiner Hinweis des Erftverbands zum Thema Grundwassermessstellen (vgl.
hierzu Kap. 4.2 Ergebnisse der Umweltprifung).

Hinweise, die das Ergebnis der Umweltprifung im Sinne des zuvor dargelegten regio-
nalplanerischen Prifmal3stabs verdndert oder erweitert hatten, ergaben sich aus der
durchgefuhrten Beteiligung nicht. An dem Ergebnis des Umweltberichts wird somit
festgehalten.

Im Hinblick auf die durchgefiihrte Beteiligung wurde die Begriindung an mehreren Stel-
len, insbesondere in Kapitel 3, 4 und 5 angepasst.
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4.4 Begrundung fur die Annahme des Plans nach Abwagung mit den gepriften
in Betracht kommenden anderweitigen Planungsmaglichkeiten

Die 19. Anderung des RPD hat das Ziel, die raumordnerischen Voraussetzungen fiir
die Ansiedlung mehrerer gro3flachige Einzelhandelsvorhaben im Sinne des § 11 Abs.
3 BauNVO mit zentrenrelevantem Kernsortiment zu schaffen und so die innerstadti-
sche Nahversorgung zu unterstitzen.

Im Rahmen der Alternativenprtifung istimmer auch das Ziel der Planung mitzudenken.
Bei einer Nichtdurchftihrung der Planung (Nullvariante) wirde das Planungsziel nicht
erreicht werden. Der Nullvariante stdnde die zeichnerische Festlegung ASB-GE als
Ziel der Raumordnung der planungsrechtlichen Erméglichung mehrerer gro3flachiger
Lebensmittelmarkte mit zentrenrelevantem Sortiment entgegen. Es wéren hier vorran-
gig nur Gewerbegebiete im Sinne des § 8 der BauNVO denkbar. Das Planungsziel der
Stadt Dormagen ware so nicht erreichbar. Daher ist diese Variante nicht als tragfahige
Alternative anzusehen.

Mit der hier avisierten Flachenentwicklung stehen zudem zwei wesentliche Planungs-
ziele im Fokus: Zum einen besteht die Chance, die Uber viele Jahre brachliegende
Flache der ehemaligen Zuckerfabrik durch eine teilweise Erweiterung des raumordne-
risch moglichen Nutzungsspektrums einer Nachnutzung zuzufiihren. Damit wirde eine
vorgenutzte innerstadtische Flache sinnvoll und mit Mehrwert fur die Stadtentwicklung
der Stadt Dormagen revitalisiert. Zum zweiten besteht die Chance der Erweiterung des
zentralen Versorgungsbereiches ,Hauptzentrum Innenstadt® und damit verbunden ins-
besondere die quantitative und qualitative Erweiterung des Nahversorgungsangebots
fur den Bereich der Stadtmitte und der Hauptortslage. Diese wichtigen Ziele lassen
sich naturgemal3 nur durch die hier dargelegte Flachenentwicklung erreichen.

Darlber hinaus fordert die Brachflachenentwicklung einen flachensparenden Umgang
mit bestehendem Freiraum, einer flachensparenden Siedlungsentwicklung mit einem
langfristigen Wachstum der Siedlungs- und Verkehrsflache auf ,Netto-Null“ und unter-
stutzt das Ziel Innenentwicklung vor au3en Entwicklung.

Erganzend ist darauf hinzuweisen, dass der Umweltbericht zu dem Ergebnis kommt,
dass in schutzgutibergreifender Gesamtbetrachtung keine erheblichen Umweltaus-
wirkungen durch die hier in Rede stehende 19. Anderung des RPD zu besorgen sind
(vgl. folgendes Kap. 4 der Begrindung). Selbst wenn daher andere Flachenoptionen
aus planerischer Sicht sinnvoll zu erwagen waren, wiirden diese Flachen aus umwelt-
fachlicher Sicht somit kein signifikant besseres Ergebnis zeigen kdnnen.
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4.5 MaRnahmen zur Uberwachung der Umweltauswirkungen

Gemal § 8 Absatz 4 ROG sind die erheblichen Auswirkungen der Durchfiihrung der
Raumordnungsplane auf die Umwelt auf Grundlage der in der zusammenfassenden
Erklarung nach § 10 Absatz 3 ROG genannten UberwachungsmaRnahmen von der in
den Landesplanungsgesetzen genannten Stelle oder, sofern Landesplanungsgesetze
keine Regelung treffen, von der fir den Raumordnungsplan zustandigen oder der im
Raumordnungsplan bezeichneten o6ffentlichen Stelle zu Uberwachen, um insbeson-
dere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen frithzeitig zu ermitteln und um in
der Lage zu sein, geeignete Malinahmen zur Abhilfe zu ergreifen. Die in ihren Belan-
gen berthrten offentlichen Stellen unterrichten die 6ffentliche Stelle nach Satz 1, so-
fern nach den ihnen vorliegenden Erkenntnissen die Durchfihrung des Raumord-
nungsplans erhebliche, insbesondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen
auf die Umwelt hat.

Entsprechend sollen in diesem Kapitel mégliche Monitoringindikatoren empfohlen wer-
den, anhand derer die Uberwachung der Wirkungen des Plans erfolgen kann. Da es
hier auch um die Betrachtung langzeitiger Wirkungen geht und die Anderung des
Raumordnungsplans eine Weiterentwicklung des RPD in Bezug auf eine einzelne
ASB-Anderung bedeutet, soll sich das Monitoringkonzept eng am Konzept fir den in
2018 rechtskraftig gewordenen Gesamtplan orientieren.”’

Die Auswahl mdglicher Indikatoren sowie der Zugriff auf bereits erhobene Daten und
Monitoringprozesse sollen auf die Wirkungen abstellen, welche im Umweltbericht fur
die zu untersuchende Planfestlegung unterstellt und prognostiziert wurden. Auch hier
darf nicht aul3er Acht gelassen werden, dass sich die Wirkungen des Regionalplans in
seiner Gesamtheit grobmalf3stablich auch nicht vollumfanglich oder abschliel3end wer-
den beschreiben lassen kdnnen. Hierflr ist auch immer das gewéhlte Nutzungs- und
Ausgestaltungsspektrum auf den nachfolgenden Ebenen von Bedeutung. Gleichwohl
sollen anhand bekannter, bestehender Grundlagen mégliche Anknupfungspunkte fir
ein Monitoring in nachfolgender Tabelle empfohlen werden:

7vgl. Zusammenfassende Erklarung RPD 2017 in Verb. mit Umweltprifung 04.07.2017
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Tabelle 2: Monitoringkonzept (Quellenangaben siehe Umweltbericht).

Monitoring-Indi- | Schutzgutbezug | Datengrundlagen Zustandig-
kator keiten
Flachenverbrauch | Boden, Flache, Siedlungsflachenmonitoring, § 4 Regionalpla-
Tiere Pflanzen, bio- | Abs. 4 LPIG nungsbehoérde
logische Vielfalt,
Klima, Luft, Wasser,
Landschaft, Kultur- | 3 Jahresintervall
und Sachglter
Larmbelastung Mensch, menschli- Larmkartierungen im Sinne EG- Kommunen,
che Gesundheit, Umgebungslarmrichtlinie LANUV NRW
Tiere
5 Jahresintervall
Barrieren, Tiere, Pflanzen, bio- | FFH-Artenmonitoring: Ermittlung LANUV NRW
Verdrangung, logische Vielfalt des Erhaltungszustandes der FFH-
. . Arten in den biogeographischen
visuelle Wirkun- Regionen (atlantisch / kontinental)
gen auf Arten
Monitoring ,EU-Vogelarten* Be-
stande der Vogelarten des Anhangs
I und nach Art. 4 (2) der VogelSch-
RL (vgl. LANUV NRW 2017)
2-6 Jahresintervall
Grundwasser- Mensch, Tiere, Uberwachung und Bewertung ge- LANUV NRW
und Oberflachen- | Pflanzen, Wasser maRk EG-Wasserrahmenrichtlinie
wasserqualitat (vgl. LANUV NRW 2013 und
LANUV NRW 2017)
6 Jahresintervall

Daruiber hinaus besteht die Mdglichkeit, im Rahmen der Fortschreibung der fiir den
RPD erarbeiteten Fachbeitrage in den kommenden Jahren den Umweltzustand in der
Planungsregion Dusseldorf und die Wirkungen der regionalplanerischen Festlegung
jeweils themenbezogen zu evaluieren. Dazu gehéren insbesondere der Fachbeitrag
des Naturschutzes und der Landschaftspflege, der Fachbeitrag Kulturlandschaft oder
auch die Klimaanalyse NRW (mit entsprechenden Aussagen zur Klimasituation in der
Planungsregion Dusseldorf).
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5. Regionalplanerische Bewertung und Vereinbarkeit der Regionalplanande-
rung mit den Festlegungen des LEP NRW und des Bundesraumordnungs-
plans Hochwasserschutz (BRPH)

Gemal § 3 ROG sind Ziele der Raumordnung verbindliche Vorgaben in von raumlich
und sachlich bestimmten oder bestimmbaren, vom Trager der Raumordnung abschlie-
Rend abgewogenen textlichen oder zeichnerischen Festlegungen in Raumordnungs-
planen. Sie sind zu beachten.

Grundsatze der Raumordnung hingegen dienen als Vorgaben fir nachfolgende Abwa-
gungs- oder Ermessensentscheidungen. Sie sind zu berlcksichtigen, kdnnen jedoch
im Rahmen der Abwagung begriindet iberwunden werden.

Vorgaben fir die Regionalplanung und die vorliegende Regionalplananderung erge-
ben sich aus dem Landesentwicklungsplan NRW und dem Bundesraumordnungsplan
Hochwasserschutz.

Mit der Festlegung werden die Voraussetzungen fir die Ansiedlung mehrerer Einzel-
handelsbetriebe im Sinne des § 11 Abs. 3 BauNVO mit zentrenrelevantem Kernsorti-
ment und die so ermdglichte Erweiterung des zentralen Versorgungsbereichs der In-
nenstadt Dormagens geschaffen. Erfordernisse der Raumordnung stehen der ange-
strebten 19. Regionalplandnderung nicht entgegen. Eine Vereinbarkeit mit den nach-
folgend dargelegten sowie auch den sonstigen Vorgaben des LEP NRW und des
BRPH wird gesehen.

5.1 Vereinbarkeit mit den Festlegungen des LEP NRW

Die fur das vorliegende Anderungsverfahren relevanten Festlegungen des rechtskraf-
tigen LEP NRW sowie ihre Konkretisierung im Regionalplan Disseldorf werden im
Folgenden wiedergegeben. Aus Griinden der Ubersichtlichkeit werden hier nur die ein-
schlagigen Ziele und Grundséatze des LEP NRW benannt. Die Anderung ist jedoch
auch mit den nicht explizit aufgefihrten Zielen und Grundséatzen des LEP NRW ver-
einbar.

Ziel 2-1 LEP NRW Zentralortliche Gliederung / Ziel 6.1-1 LEP NRW Flachenspa-
rende und bedarfsgerechte Siedlungsentwicklung / Grundsatz 6.1-2 Leitbild ,,fla-
chensparende Siedlungsentwicklung“ / Grundsatz 6.1-3 LEP NRW Leitbild ,,de-
zentrale Konzentration* / Ziel 6.1-4 LEP NRW Keine bandartigen Entwicklungen
und Splittersiedlungen / Grundsatz 6.1-5 LEP NRW Leitbild ,,nachhaltige europé-
ische Stadt“i.V.m. Kap. 3.2.1 Grundsatz 1 RPD:

Gemal3 LEP NRW handelt es sich bei der Stadt Dormagen um ein Mittelzentrum. Hin-
sichtlich der Zuordnung einer Kommune in das Zentrale-Orte-System durch die Anlage
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1 des LEP NRW ist anzumerken, dass die Zuordnung jeweils fur die gesamte Kom-
mune in ihrer jeweiligen Verwaltungsgrenze getroffen wird. Eine differenzierte Betrach-
tung erfolgt im Weiteren erst auf Regionalplaneben; hier wird das Gemeindegebiet
auch intern gegliedert, indem im Regionalplan zentral6rtlich bedeutsame ASB ausge-
wiesen werden (Beikarte 3B zum RPD). Auf diese Siedlungsschwerpunkte soll sich
gemal Ziel 1 Kap. 3.1.1 und Grundsatz 3.2.1 Grundsatz 1 des RPD die Siedlungsent-
wicklung vollziehen. Einen solchen Bereich stellt in Dormagen auch die Hauptortslage
im Bereich der Innenstadt dar. Die vorgesehene Umwandlung wird den umliegenden
zentralortlichen Siedlungsbereich insoweit kinftig vervollstdndigen. Der Planbereich
mit seiner Lage im Siedlungskorper tragt tberdies auch zur Abrundung kompakter,
nachhaltiger Siedlungsstrukturen durch die Wiedernutzung einer Brachflache bei und
fordert keine bandartigen Entwicklungen. Die genannten Ziele und Grundsatze fur
kompakte Siedlungsbereiche im Sinne der ,nachhaltigen europaischen Stadt” werden
somit umgesetzt. Dartiber hinaus wird auch der Grundsatz 6.1-2 LEP zum Leitbild ,fla-
chensparender Siedlungsentwicklung® mit einem langfristigen Wachstum der Sied-
lungs- und Verkehrsflache auf ,Netto-Null“ durch die Brachflachenentwicklung umge-
setzt.

Grundsatz 2-2 LEP NRW Daseinsvorsorge / Ziele und Grundséatze im Kap. 6.5
LEP NRW ,,GroRflachiger Einzelhandel*

Wesentlicher Planungsanlass fur die Umwandlung von ASB-GE in ASB im Bereich der
Europastral3e/ehemalige Zuckerfabrik ist das Begehren der Stadt Dormagen, im Wei-
teren dann die bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen zur Ansiedlung eines Voll-
sortimenters mit 2.800 m?, eines Discounters mit 1.200 m?, sowie eines Getranke- und
eines Schuhfachmarkts mit jeweils 800 m? Verkaufsflache schaffen zu wollen.

Es handelt sich hierbei um mehrere Vorhaben im Sinne des § 11 Abs. 3 BauNVO.
Gemal Ziel 6.5-1 LEP NRW durfen solche Einzelhandelsvorhaben nur im ASB ange-
siedelt werden. Ausweislich der Erlauterung zum Ziel 6.5-1 LEP NRW wird dies damit
begriindet, dass die regionalplanerisch dargestellten ASB Gebiete sind, die vorrangig
Siedlungsfunktionen erftllen oder erfillen sollen und aus denen — im Sinne der Stadt
der kurzen Wege — Flachen unterschiedlichster Nutzungen entwickelt werden sollen.
Dies beinhaltet auch die Flachen fiur Vorhaben im Sinne des § 11 Abs. 3 BauNVO.

Dem hier fur eine Umwandlung in Rede stehenden Bereich wird aufgrund seiner Lage
innerhalb des Siedlungskorpers Dormagens und seiner Einbettung in die vorhandene
Infrastruktur das Potenzial zugesprochen, kiinftig auch als ASB das breite Nutzungs-
spektrum von Arbeiten, Dienstleistungen, Versorgung etc. aufnehmen und im Sinne
einer kompakten Siedlungsstruktur weiterentwickeln zu kénnen.

Fur die gewinschten Einzelhandelsnutzungen erfolgten erste gutachterliche Betrach-
tungen hinsichtlich der Vereinbarkeit mit den Vorgaben des Landesentwicklungsplans
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(LEP) NRW im Kapitel 6.5 - Grofiflachiger Einzelhandel. Die Einschatzungen liegen
der Regionalplanungsbehérde vor. Neben der nétigen Lage innerhalb eines regional-
planerisch festgelegten ASB gehdren hierzu zwei Aspekte:

Lage innerhalb eines zentralen Versorqungsbereichs — Ziel 6.5-2 LEP NRW:

Die Planung schlief3t sich an den bereits vorhandenen zentralen Versorgungsbereich
(ZVB) der Innenstadt Dormagens an und konnte somit kiinftig eine sudliche Erweite-
rung desselben darstellen.

Nachfolgend dargestellt ist die derzeitige Abgrenzung des ZVB Stadtmitte welcher be-
reits heute mit einer kleineren Potenzialflachendarstellung in die Brachflache hinein-
reicht®. An der schraffierten Flache, welcher die AusmaRe des zukinftigen Einzelhan-
delsstandortes darstellt, wird deutlich, in welchem Umfang die Abgrenzung erweitert
werden musste. Den Kommunen steht es frei sich nicht nur auf bestehende stadte-
bauliche Strukturen zu konzentrieren, sondern im Rahmen ihrer Planungshoheit und
unter Bertcksichtigung der in der Rechtsprechung hierzu entwickelten Leitlinien ihre
zentralen Versorgungsbereiche weiterzuentwickeln und auch zu erweitern. (vgl. hierzu
Erlauterungen des LEP NRW: ,Zentrale Versorgungsbereiche konnen sich nicht nur
aus den tatsachlichen ortlichen Verhaltnissen, sondern auch aus entsprechenden ge-
meindlichen Planungen ergeben. Gemal Ziel 6.5-2 wird die Ansiedlung von Vorhaben
im Sinne des 8§ 11 Abs. 3 BauNVO mit zentrenrelevanten Kernsortiment auch in sol-
chen zentralen Versorgungsbereichen erlaubt, die von der Gemeinde als zentrale Ver-
sorgungsbereiche festgelegt wurden.” (Erlauterungen LEP S. 74)).

Die sudliche Erweiterungsflache des zentralen Versorgungsbereichs ,Hauptzentrum
Dormagen Innenstadt® bestiinde vollumfanglich aus Vorhaben des Einzelhandels und
ware dem faktisch heute vorhandenem ZVB sowohl raumlich als auch im Umfang der
Verkaufsflachen untergeordnet.

Mit rund 13.500 m2 VKF Ubersteigen die bestehenden Einzelhandelsbetriebe des ZVB
deutlich die Grol3e der geplanten Erweiterung mit ca. 5000 - 6000 m2 VKF (vgl. Stadt
Dormagen Zentren- und Einzelhandelskonzept Stadt- und Regionalplanung Dr. Jan-
sen GmbH Stand Oktober 2019 S. 53). Sie ist damit durchaus geeignet sich dem be-
reits bestehenden ZVB als Erganzungsflache funktional zuzuordnen. Hierzu fuhrt der
Einzelhandelserlass NRW 2021 aus: ,Eine stadtebaulich integrierte Lage kann insbe-
sondere auch dann vorliegen, wenn sie, raumlich an einen zentralen Versorgungsbe-
reich angrenzt, diesen funktional erganzt. Hier muss sich das Vorhaben dem zentralen

8 Stadt Dormagen Zentren- und Einzelhandelskonzept 2019 (Stand Oktober 2019, beschlossen am
05.11.2019)
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Versorgungsbereich raumlich und funktional unterordnen und darf keinen Umfang an-
nehmen, der gleichberechtigt zum zentralen Versorgungsbereich tritt“ (vgl. Einzelhan-
delserlass NRW 2021 Kap. 2.2.10 Integrierte Lage S. 23).

Fur die Moglichkeit einer erfolgreichen Weiterentwicklung des ZVB mit der in Rede
stehenden sudlichen Erweiterung spricht auch die Tatsache, dass der heutige, faktisch
vorhandene ZVB ,Hauptzentrum Dormagen Innenstadt‘ mit seinem Nutzungsbesatz
und seiner stadtebaulichen Wahrnehmbarkeit im Suden deutlich bis an den Kreu-
zungsbereich EuropastralRe / Kblner Stral3e heranreicht.

Stadtebaulich ist sodann beabsichtigt den Eingangsbereich zur heutigen Brachflache
am nordostlichen Rand auszuweiten und als Eintrittspunkt in das Quartier wie auch als
Ubergangspunkt in die Innenstadt zu markieren. Neben der stadtebaulichen Gestal-
tung und Ausweitung des Entrees in das Areal hinein, prift die Stadt Dormagen auch
Moglichkeiten zur Einrichtung einer Tempo 30 Zone. Die Begriindung der Erweiterung
des ZVB ist somit plausibel und kann auf den nachfolgenden Planungsebenen sach-
gerecht entwickelt werden.

Der rechte Teil der Abbildung 5 stellt eine noch nicht verbindliche aber denkbar mdg-
liche Gestaltung des Einzelhandelsstandorts mit mittig angeordneten Stellplatzen dar.

Auf nachfolgenden Ebenen ware eine Anderung des Einzelhandelskonzepts erforder-
lich, um den nunmehr grél3eren Umfang der zentrenrelevanten Vorhaben in die Erwei-
terung des ZVB einzubeziehen und gutachterlich zu begrinden.
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Abbildung 5: Aktuelle Abgrenzung des ZVB ,Dormagen Innenstadt™

Keine wesentliche Beeintrachtigung zentraler Versorgungsbereiche — Ziel 6.5-3 LEP
NRW:

Hierzu erfolgten ebenso erste gutachterliche Einschatzungen zur Vertraglichkeit des
Vorhabens die seitens der Regionalplanungsbehérde als plausibel eingeschatzt wer-
den. Der Standort ware mit einem Nahversorgungsschwerpunkt Teil des Hauptzent-
rums und durfte gemanR den ersten vorliegenden Berechnungen keine negativen Aus-
wirkungen auf andere Zentren entfalten. Ggf. ergeben sich auch positive Ruckholef-
fekte aus nicht integrierten Einzelhandelslagen, wie beispielsweise dem Standort , TOP
West“ in Dormagen. Die Stadte Pulheim und KdIn machen in ihren Stellungnahmen im
Rahmen des Scopings bzw. der friihzeitigen Unterrichtung richtigerweise auf die er-
forderliche Betrachtung umliegender zentraler Versorgungsbereiche und nétige Erar-
beitung einer Auswirkungsanalyse aufmerksam. Die alleinige Fokussierung des Plan-
bereichs auf das Thema Nahversorgung ohne weitere zentrenrelevante Vorhaben, wie

° Aktuelle Abgrenzung des ZVB ,Hauptzentrum Dormagen Innenstadt* geman Einzelhandelskonzept
2019 der Stadt Dormagen (in rot) Uberlagernd mit der Planungsidee eines Einzelhandelsstandortes im
Bereich der ehem. Zuckerfabrik, vorgelegt im Rahmen einer Vorabstimmung vom 22.08.2023. Quellen
linke Abb.: OpenStreetMap-Mitwirkende; Blro Gesellschaft fir Markt und Absatzforschung (GMA),
Quelle rechte Abb.: VDH Projektmanagement GmbH mit Bearbeitung Biro GMA.
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vom Handelsverband NRW angeregt, ist auf Ebene des Regionalplans so nicht steu-
erbar. Grundsatzlich bleiben die weitere genauere Dimensionierung und somit die kon-
kretere Betrachtung mdglicher Auswirkungen der einzelnen Vorhaben der kinftigen
Bauleitplanung und der dort zu erfolgenden, weiteren raumordnungsrechtlichen Ab-
stimmung vorbehalten. Mit Blick auf die siedlungsstrukturelle Ausgangssituation und
den Entfernungen zu den nachstgelegenen zentralen Versorgungsbereichen kann da-
von ausgegangen werden, dass die Stadt Dormagen in ihrem sodann weiterentwickel-
ten Hauptzentrum weitere Vorhaben raumordnungsvertraglich entwickeln kann, wel-
che der Regelvermutung des 8§ 11 Abs. 3 BauNVO Satz 2 unterfallen und damit son-
dergebietspflichtig sind. Dies umso mehr, da es sich vorrangig um Vorhaben der Nah-
versorgung handeln soll.

Die Beachtung und Beriicksichtigung der weiteren einzelhandelsrelevanten Ziele und
Grundsatze des Kap. 6.5 LEP NRW hinsichtlich der konkret moglichen Dimensionie-
rung eines Vorhabens einschlie3lich des Ausschlusses madglicher Beeintrachtigungen
wird ebenfalls erst im Bauleitplanverfahren und ggf. im Rahmen eines landesplaneri-
schen Abstimmungsverfahren nach 8§ 34 des Landesplanungsgesetzes Nordrhein-
Westfalen (LPIG) sicherzustellen sein.

Die Planung und Verwirklichung des Standorts ware somit vorbehaltlich der nétigen
Anderung des RPD aus raumordnungsrechtlicher Sicht in Bezug auf die Belange des
grof3flachigen Einzelhandels voraussichtlich unbedenklich.

Ziel 2-3 Siedlungsraum und Freiraum / Ziel 6.1-1 Flachensparende und bedarfs-
gerechte Siedlungsentwicklung / Ziel 6.3-1 Flachenangebot in Verbindung mit
Kap. 3.1.2 Ziel 2 RPD (Verantwortungsvolle Flacheninanspruchnahme) / Grund-
satz 6.3-2 Umgebungsschutz und Grundsatz 6.1-6 Vorrang der Innentwicklung
und Grundsatz 6.1-8 Wiedernutzung von Brachflachen des LEP NRW:

Die 19. Regionalplananderung schafft die raumordnerischen Voraussetzungen fir die
kommunalen Planungsziele und bereitet eine sinnvolle Nachnutzung einer innerstad-
tischen Brachflache vor. Da es sich nicht um eine Neudarstellung von Siedlungsraum
handelt, sondern eine Umwandlung erfolgt, stellen sich hier keine grundséatzlich neuen
Fragen des Bedarfs, zumal keine neuen Potentiale fir Wohnen, sondern lediglich fir
Einzelhandelsnutzungen entstehen sollen (vgl. hierzu auch Kap. 2 Bedarfs- und Alter-
nativenprufung). Es entstehen keine neuen Siedlungsflachenreserven.

Der Stadt Dormagen bleibt es Gberlassen, mégliche immissionsschutzrechtliche Kon-
flikte auf Ebene der Bebauungsplanung zu l6sen, dazu kann auch das Einhalten von
notwendigen oder sinnvollen Abstdnden zu vorhandenen gewerblichen Nutzungen ge-
horen (vgl. hierzu vertiefte Betrachtung Kap. 5.3 — Regionalplanerische Bewertung).
Erste Uberlegungen konnten durch das beigebrachte Immissionsschutzrechtliche Gut-
achten und die dort ermittelten Abstandswerte erbracht werden. Dem Grundsatz 6.3-
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2 LEP NRW Umgebungsschutz auf Ebene der Regionalplanung wird somit ebenso
entsprochen.

Grundsatzlich wurden die ASB-GE in einvernehmlicher Abstimmung mit den Kommu-
nen wahrend der RPD-Neuaufstellung in den Plan mit eingebracht und kénnen somit
in begriindeten Fallen oder wie in Kapitel 1 (Anlass und Ziel der Planung) beschrieben
bei veranderten Planungsabsichten der Stadt geandert werden.

Die Brachflachenentwicklung im Planbereich hin zum Nutzungsspektrum eines ASB
und die damit verbundene Starkung des zentralen Versorgungsbereichs ,Dormagen
Innenstadt” unterstitzt auch die Grundsatze 6.1-6 und 6.1-8 des LEP NRW (Vorrang
der Innenentwicklung) in Verbindung mit Kap. 3.1.2 Ziel 2 RPD (Verantwortungsvolle
Flacheninanspruchnahme), verhindert durch die Wiedernutzung einer bestehenden
Brache die Neuinanspruchnahmen des Freiraums an anderer Stelle und leistet somit
einen nachhaltig flachensparenden und auch klimaschonenden Beitrag. Die stadte-
bauliche Innenentwicklung dient dem Flachensparen, der Verkehrsvermeidung sowie
der Erhaltung eines grof3raumigen tbergreifenden Freiraumverbundsystem. Sie ist so-
mit von Uberdrtlicher Bedeutung.

Die durchgefuhrte frihzeitige Beteiligung und das Scopingverfahren sowie die seitens
der Stadt Dormagen zum Planverfahren beigebrachten Informationen geben keine
Hinweise auf einen derartig problematischen Altlastenverdacht, dass es bereits weite-
rer Klarungen auf Ebene der Regionalplanung bedurfte. Weitere ggf. erforderliche Un-
tersuchungen oder fachgutachterliche Begleitungen bleiben den nachfolgenden Pla-
nungs- und Genehmigungsebenen vorbehalten.1°

Grundsatze in Kapitel 4 LEP NRW Klimaschutz und Anpassung an den Klima-
wandel

Im Rahmen der 19. Anderung des RPD finden auch die Belange des Klimaschutzes
Bertcksichtigung. Es handelt sich, wie zuvor dargestellt, um einen Planbereich, wel-
cher die Mdglichkeit der Brachflachenaktivierung bietet und siedlungsraumlich an den
derzeitigen ASB anschliel3t. Tendenziell ist durch die Ricknahme der Festlegung
ASB-GE eher von einer Verbesserung des Luftaustausches oder der thermischen Si-
tuation auszugehen. Zudem werden aufgrund der Aktivierung von Flachen im Inneren
des Siedlungskdrpers Neuinanspruchnahmen des Freiraums an anderer Stelle ver-
mieden. Klimarelevante Boden mit grol3em Wasserriickhaltevermdgen sind durch die
19. Anderung des RPD nicht betroffen.

0vgl. hierzu auch die nachrichtlichen Umweltinformationen betroffener 6ffentlicher Stellen im Umwelt-
bericht Stand Mai 2024 — Anlage 3 der Sitzungsunterlagen zum Aufstellungsbeschluss
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Ziel 7.4-6 LEP NRW Uberschwemmungsbereiche i.V.m. Kap. 4.4.4

Gemal dem Ziel 7.4-6 LEP NRW i.V.m. den Grundsatzen des Kap. 4.4.4 RPD sind
Uberschwemmungsbereiche fir den Abfluss und die Retention von Hochwasser zu
erhalten und entwickeln. Es sind keine Uberschwemmungsbereiche im Regionalplan
in unmittelbarer Nahe zu den Plangebieten festgelegt, sodass eine Inanspruchnahme
durch die vorliegende Anderung nicht erfolgt.

Grundsatz 8.1-1 LEP NRW Integration von Siedlungs- und Verkehrsplanung / Ziel
8.1-11 LEP NRW Offentlicher Verkehr / Kap. 3.4 Grundsatz G2 RPD

Das Plangebiet befindet sich in einem raumordnerisch festgelegten Mittelzentrum und
angrenzend an einen regionalplanerisch festgelegten, zentralortlich bedeutsamen All-
gemeinen Siedlungsbereich anschlielend an die Dormagener Innenstadt und ist be-
reits heute verkehrlich gut angebunden. Hingewiesen wird hier auf die direkte Anbin-
dung an die Europastral3e in ihrer Funktion als sonstige regionalplanerisch bedeut-
same StralRe. Ferner stellt die EuropastralRe eine wesentliche Verbindungsachse des
OPNV dar (Verlauf mehrerer Buslinien). Eine Bushaltestelle an der ,Frankenstrale*
befindet sich im direkten Umfeld des geplanten Einzelhandelsstandorts. Die Innenstadt
mit weiteren Verbindungen in die umliegenden Ortsteile ist fuBlaufig zu erreichen.

Grundsatz 8.2-1 LEP NRW Transportleitungen in Verbindung mit Kap. 5.2 G1
RPD

Etwaige Erweiterungsoptionen im Sinne von G1 in Kap. 5.2 RPD der aul3erhalb des
Siedlungsbereichs verlaufenden Olleitung werden durch die Umwandlung des Be-
standsbereichs voraussichtlich nicht beeintrachtigt. Da durch die Anderung von ASB-
GE in ASB aber tendenziell sensiblere Nutzungen erméglicht werden, ist bei der wei-
teren Planung (spatestens auf Ebene der Bauleitplanung) im Sinne von G1 in Kap. 5.2
RPD zu prifen, ob es hierdurch zu Einschrankungen der Nutzung vorhandener Lei-
tungen kommt.

Grundsatz 10.1-4 LEP NRW Kraft-Warme-Kopplung

Der Aspekt der Energieversorgung bzw. die landesplanerischen Vorgaben zur Nut-
zung der Kraft-Warme-Kopplung wurden in die Planungsitberlegungen eingestellt.
Durch die Erweiterung bestehender Siedlungsbereiche werden auf Ebene der Regio-
nalplanung u.a. die Voraussetzungen geschaffen, bestehende Fernwarmeschienen zu
erhalten und/oder weiterzuentwickeln. Hier bleibt es der Kommune Uberlassen, auf
den nachfolgenden Planungsebenen kleinrAumige und klimavertragliche Versor-
gungskonzepte zu entwickeln und umzusetzen.

42



19. Anderung des RPD — Begriindung

5.2 Vereinbarkeit mit den Festlegungen des Bundesraumordnungsplans Hoch-
wasserschutz

Der landerubergreifende Raumordnungsplan fur den Hochwasserschutz (Anlage zur
Verordnung Uber die Raumordnung im Bund fiir einen landerubergreifenden Hochwas-
serschutz vom 19. August 2021), im folgenden Bundesraumordnungsplan Hochwas-
serschutz (BRPH), istam 01.09.2021 in Kraft getreten. Nachfolgend wird auf seine fur
das vorliegende Anderungsverfahren relevanten Festlegungen eingegangen. Aus
Griinden der Ubersichtlichkeit werden hier nur die einschlagigen Ziele und Grundsatze
benannt. Die Anderung ist jedoch auch mit den nicht explizit aufgefiihrten Zielen und
Grundséatzen des BRPH vereinbar.

Ziel 1.1.1 BRPH Risikoprifung

Bei raumbedeutsamen Planungen und MaflRhahmen einschlie3lich der Siedlungsent-
wicklung sind die Risiken von Hochwassern nach MaRRgabe der bei 6ffentlichen Stellen
verfugbaren Daten zu prifen; dies betrifft neben der Wahrscheinlichkeit des Eintritts
eines Hochwasserereignisses und seinem raumlichen und zeitlichen Ausmal’ auch die
Wassertiefe und die Flie3geschwindigkeit. Ferner sind die unterschiedlichen Empfind-
lichkeiten und Schutzwurdigkeiten der einzelnen Raumnutzungen und Raumfunktio-
nen in die Prifung von Hochwasserrisiken einzubeziehen.

Der in Rede stehende Bereich der 19. Anderung befindet sich innerhalb eines im RPD
festgelegten potentiellen Uberflutungsbereichs sowie eines Extremhochwasserbe-
reichs. Betroffen ist nur der 6stliche Randbereich des Plangebiets. Fir einen Teil der
Flachen der 19. Anderung des RPD besteht somit ein Hochwasserrisiko durch Fluss-
hochwasser im Falle des Versagens der Hochwasserschutzeinrichtungen bei einem
100-jahrigen Hochwasser und bei einem Extremhochwasser. Die Starkregengefahren-
hinweiskarte fir NRW (Starkregenhinweiskarte) des Bundesamts fiir Kartographie und
Geodasie (BKG) weist fuir den Anderungsbereich Betroffenheiten auf.

Im geplanten Anderungsbereich sind dies punktuelle Wassertiefen von 10-50 cm, teil-
weise auch bis zu 1m bei einem extremen Starkregen (90 mm/h). Im Nordosten der
Flache ist zudem an einer Stelle auch eine FlieRgeschwindigkeit zwischen 0,2 und 0,5
m/s zu erwarten.

Im Rahmen der kommunalen Bauleitplanung soll daher auf einen Ruckhalt und ver-
langsamten Abfluss des Wassers hingewirkt werden (vgl. Kap. 4.4.4 G.3 RPD und Ziel
11.1.3 BRPH). Mégliche Malinahmen sind z.B.: die Versiegelung der Flachen moglichst
gering zu halten oder technische Mal3hahmen wie Regenrickhaltebecken oder Versi-
ckerungsanlagen zum Ausgleich oder gar zur Ausweitung der Wasserrickhaltekapa-
zitaten vorzusehen.
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Da der Planungsbereich auch nach der 19. Anderung des RPD weiterhin Siedlungs-
flachen festlegt, wird sich die Empfindlichkeit des Gebiets gegen potentiell auftretende
Uberschwemmungen nicht grundsatzlich verandern. Ein temporarer Aufenthalt groRe-
rer Personenanzahlen ware auch derzeit in der bestehenden ASB-GE Festlegung
denkbar.

Bei der Konkretisierung und Ausgestaltung dieser Flachen in der Bauleitplanung sind
diese Aspekte erneut in die Prifung einzubeziehen.

Ziel 1.2.1 BRPH Auswirkungen des Klimawandels im Hinblick auf Hochwasserer-
eignisse prufen

Die Auswirkungen des Klimawandels im Hinblick auf Hochwasserereignisse durch
oberirdische Gewésser und Starkregen sind bei raumbedeutsamen Planungen und
MalRRnahmen einschliel3lich der Siedlungsentwicklung nach MaRRgabe der bei offentli-
chen Stellen verfiigbaren Daten zu prifen.

Eine konkrete Gefahrdung oder ein konkreter Anpassungsbedarf auf Grund vorliegen-
der Daten zu Klimaveranderungen ist auf Grund der Lage hinter einem durch einen
Deich geschitzten Bereich auf regionalplanerischer Ebene nicht erkennbar. Bei der
Beriicksichtigung der prognostizierten Uberflutungen durch Starkregen kann im Rah-
men der Bauleitplanung eine Haufung dieser Ereignisse in Zukunft miteinbezogen wer-
den.

Die vorliegenden Informationen zu vergangenen Hochwasserereignissen des Rheins
wurden im Rahmen der vorliegenden Regionalplan&dnderung berucksichtigt.

Grundsatz I1.1.1 BRPH Verringerung der Schadenspotentiale in Einzugsgebieten

Bei raumbedeutsamen Planungen und MalRnahmen in Einzugsgebieten nach 8§ 3
Nummer 13 WHG sollen hochwasserminimierende Aspekte bertcksichtigt werden.
Auf eine weitere Verringerung der Schadenspotentiale soll auch dort, wo technische
Hochwasserschutzanlagen schon vorhanden sind, hingewirkt werden.

Auf mdglichst geringe Schadenspotentiale kann im Rahmen der Bauleitplanung gem.
§ 78 Abs. 1 Nr. 2 WHG durch hochwasserangepasste Bauweise hingewirkt werden.

Ziel 11.1.3 BRPH Wasserversickerungs- und Wasserrickhaltevermégen erhalten

Bei raumbedeutsamen Planungen und MalRnahmen in Einzugsgebieten nach § 3
Nummer 13 WHG ist das natlrliche Wasserversickerungs- und Wasserrtickhaltever-
mogen des Bodens, soweit es hochwassermindernd wirkt und Daten tUber das Was-
serhaltevermégen des Bodens bei offentlichen Stellen verfiigbar sind, zu erhalten. Ein
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Ausgleich einer entsprechenden Beeintrachtigung in einem rdumlichen und funktiona-
len Zusammenhang in angemessener Frist wird einer Erhaltung gleichgesetzt.

Im Planbereich liegen keine Béden mit grol3em Wasserriickhaltevermégen vor (vgl.
Bodenkarte 1:50.000 Nordrhein-Westfalen des Geologischen Dienstes NRW). Das
Ziel 11.1.3 ist daher hier nicht einschlagig.

Fazit:

Die 19. Regionalplandnderung leistet einen Beitrag zur planerischen Starkung der In-
nenstadt der Stadt Dormagen und stellt die Verknipfung zwischen Innenstadt und
CHEMPARK mit geplantem Smart Industrial Campus dar. Erfordernisse der Raumord-
nung stehen der angestrebten 19. Anderung des RPD nicht entgegen. Eine Vereinbar-
keit mit den voranstehend dargelegten sowie auch den sonstigen Vorgaben des LEP
NRW und des BRPH wird gesehen.

5.3 Regionalplanerische Bewertung

Die Diskussion der landesplanerischen Anforderungen und den sich daraus ergeben-
den Konkretisierungen im Regionalplan im Kap. 5.1 dieser Begrindung verdeutlicht
bereits die im Wesentlichen tragenden, siedlungsstrukturellen Grunde fur die erforder-
liche Umwandlung des Planbereichs. Die Stadt Dormagen legt die Umnutzungsideen
zur Aktivierung der Brachflache der ehemaligen Zuckerfabrik entlang der Europa-
stralRe und den damit verbundenen planungsrechtlichen Handlungsbedarf in ihrem An-
trag auf Regionalplandnderung nachvollziehbar dar (vgl. hierzu auch Kap. 1 Anlass
und Ziel der Planung).

Die Stadt Dormagen verdeutlicht ferner in ihrem Antrag die hohe Bedeutung einer er-
folgreichen Flachenentwicklung auf dem Areal der ehemaligen Zuckerfabrik als inner-
stadtische Brache. Nach mehreren Anlaufen zur Revitalisierung des Gelandes besteht
mit dem nun vorgelegten Rahmenplan eine realistische Entwicklungschance. Ein ge-
werblicher Schwerpunkt soll fir das Gesamtareal beibehalten werden. Als einen wich-
tigen Baustein erachtet die Stadt dabei jedoch auch die Entwicklung eines Einzelhan-
delsstandorts im nordostlichen Teil des Gelandes. Dieser Standort enthélt als ge-
dachte Verlangerung des Hauptzentrums ,Dormagen Innenstadt® mehrere zentrenre-
levante Vorhaben und fallt damit deutlich groRer aus als in vorangegangenen Uberle-
gungen. Zur Verwirklichung dieses Planungswunsches bedarf es der Anderung des
Regionalplans und teilweisen Anderung von ASB-GE zu ASB. Fur die regionalplaneri-
sche Beurteilung und die Frage einer spateren Umsetzbarkeit der Planung ist nachfol-
gend noch einmal in den Blick zu nehmen, wie die kiinftige Einzelhandelsplanung aus
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raumordnungsrechtlicher Sicht grundséatzlich einzuschatzen ist und welche immissi-
onsschutzrechtlichen Erwagungen zur angedachten Staffelung der Nutzungen auf der
Brachflache gefluihrt haben.

Bewertung mit Blick auf die raumordnerischen Vorgaben zur Steuerung des grof3flé-
chigen Einzelhandels:

Die Planung und Verwirklichung des Standorts ware vorbehaltlich der hier diskutierten
Anderung des RPD aus raumordnungsrechtlicher Sicht und in Bezug auf die Belange
des grol¥flachigen Einzelhandels voraussichtlich unbedenklich. Dies betrifft sowohl die
Uberlegungen zur nétigen Erweiterung des zentralen Versorgungsbereichs als auch
die GréfRenordnung der Verkaufsflachen. Verwiesen wird hierzu auf die Ausfihrungen
im Kapitel 5.1 im Hinblick auf die Vorgaben des LEP NRW im Kapitel 6.5 (Grof3flachi-
ger Einzelhandel). Insoweit ist die Planung auch aus regionalplanerischer Sicht als
unbedenklich einzustufen. Der Wunsch der Stadt Dormagen zur Starkung des Nah-
versorgungsangebots im Stadtmittebereich stellt ein stadtebaulich legitimes Ziel dar,
das aus raumordnerischer Sicht unterstutzt werden kann. Die damit verbundene
Chance zur Revitalisierung einer seit vielen Jahren brachliegenden, innerstadtischen
Flache ist aus raumordnerischer Sicht winschenswert.

Immissionsschutzrechtliche Rahmenbedinqungen:

Sudlich des Plangebiets liegt der sich in die Planungsregion Koin fortsetzende
CHEMPARK Dormagen. Dieser enthalt auch storfallrelevante Betriebe. Um ausge-
hend von den pauschalen raumlichen Achtungsabstanden gemaf3 Storfallverordnung
einen genaueren Uberblick notiger Abstande im Stadtgebiet zu erhalten und u.a. auch
um die Entwicklungsmdglichkeiten der Brachflache Zuckerfabrik einschatzen zu kon-
nen, veranlasste die Stadt Dormagen die Erstellung eines gesamtstadtischen Seveso-
IIl Gutachtens!!. Das Gutachten ist Teil der Antragsunterlagen zur Regionalplanande-
rung und fand auch Eingang in Betrachtungen der strategischen Umweltprifung.

Es definiert ,Angemessene Sicherheitsabstande mit Detailkenntnissen® auf Basis des
KAS 18 Leitfadens'?. Es fuhrt aus: ,Vor dem Hintergrund der langfristigen Forderung
angemessener Sicherheitsabstidnde (mit Detailkenntnissen) zwischen Storfallbetrie-
ben und schutzbedurftigen Gebieten bzw. Objekten sind im Rahmen des vorliegenden
Gesamtstadtischen Gutachtens diese angemessenen Sicherheitsabstande auf der

11 Gesamtstadtisches Seveso-lll-Gutachten Dormagen zur Feststellung der Vertraglichkeit der Stérfall-
betriebsbereiche in der Stadt Dormagen — 27.07.2020

12 Empfehlungen fir Abstéande zwischen Betriebsbereichen nach der Storfall-Verordnung und schutz-

bedurftigen Gebieten im Rahmen der Bauleitplanung - Umsetzung § 50 BImSchG
Kommission fur Anlagensicherheit (KAS-18).
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Grundlage des KAS-18-Leitfadens zu ermitteln. Die Ergebnisse sollen der Stadt Dor-
magen hinsichtlich der Flachenplanung und Flachennutzung sowie bei Baugenehmi-
gungsverfahren hinreichende Hintergrundinformationen fur die Wahrung des storfall-
rechtlichen Trennungsgebotes im Rahmen ihrer Entscheidungen bzw. Abwagungen
bereitstellen. Mal3gebliches Ziel ist die langfristige Vorsorge durch die Minimierung
storfallbedingter Risiken fur die Nachbarschaft von Betriebsbereichen und die Reduk-
tion der von einem Stérfall ggf. betroffenen Personen® (vgl. Seveso-llI-Gutachten Seite
4). Mal3geblich fur die ermittelten Abstande ist der sog. ERPG-2-Wert (Emergency
Response Planning Guidelines'®). Auf dieser Basis wurden nachfolgende Abstande
ermittelt'#:

=1 Chempark / INEOS
“2 ERPG-2 (Chempark / INEOS)
OpenTopoMap

LY

Abbildung 6: ERPG-2-Werte in roter Farbe

13 Beim ERPG-2-Wert handelt es sich um die maximale luftgetragene Konzentration, bei der davon
ausgegangen wird, dass unterhalb dieses Werts beinahe samtliche Personen bis zu einer Stunde lang
exponiert werden kénnten, ohne dass sie unter irreversiblen, oder sonstigen schwerwiegenden ge-
sundheitlichen Auswirkungen oder Symptomen leiden bzw. solche entwickeln, die die Fahigkeit einer
Person beeintrachtigen kénnten, Schutzmal3hahmen zu ergreifen (vgl. Seveso-llI-Gutachten Seite
12).

14 Auszug Seveso-lll Gutachten, hier Abbildung: Umhillende-Gesamtdarstellung der angemessenen
Sicherheitsabstande mit Detailkenntnissen fur das Stadtgebiet Dormagen — ERPG-2-Werte in roter
Farbe, Seite 32, Abbildung 6 des Gutachtens
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Sie teilen das Plangebiet in einen sudlichen Teil, in welchem die Entwicklung sensibler
Nutzungen wie Einzelhandel mit grol3erem Kundenverkehr gar nicht oder nur unter
schwierigen Umstadnden maoglich ware und in einen nordlichen Teil aul3erhalb des
ERPG - Sicherheitsabstands, in welchem sich keine immissionsschutzrechtlichen Ein-
wande aus 8§ 50 Bundesimmissionsschutzgesetz ableiten lassen. Diese Trennlinie war
auch leitend fir die Ausarbeitung des Rahmenplans. Zur Verdeutlichung dieser Tei-
lung des Gebiets siehe nachfolgend nochmalig den stadtischen Rahmenplan, erganzt
um eine rote Darstellung der gutachterlich ermittelten Trennlinie (vgl. Abbildung 7).

AN, 4 “ ¢ ) FuBgangerzone &N
N2\ ..

" Zuckerrap
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JRomerbad’

Abbildung 7: Rahmenplanung der Stadt Dormagen °

Insoweit kann davon ausgegangen werden, dass die Planung von Bironutzungen wie
auch von Einzelhandelsnutzungen im ndérdlichen Teil des Plangebiets grundsétzlich
gelingen kann (nordlich der roten Linie). Zu einer gleichen Einordnung gelangt auch
der Umweltbericht zur 19. Anderung des RPD, welcher die Erkenntnisse des Seveso-
[lI-Gutachtens in die Betrachtung maglicher Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch

15 gemal Antrag, mit eigener deutlicherer Hervorhebung des angemessenen Sicherheitsabstands mit
Detailkenntnissen
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hat einflieBen lassen (vgl. auch Kap. 4 der Begriindung'). Gleichwohl bleibt fiir die
nachfolgenden Planungsebenen zu beachten, dass sich die Planung der Einzelhan-
delsnutzungen unmittelbar an die gutachterlich ermittelten Achtungsabstéande an-
schlieBen wird und damit in einem sensiblen Bereich verbleibt, der mit entsprechender
Sorgsamkeit in der planerischen Ausgestaltung und Abwéagung zu behandeln ist.

Im Rahmen der seinerzeitigen Abstimmung des Seveso-llI-Gutachtens seitens der
Stadt Dormagen mit dem Landesamt fur Natur, Umwelt und Verbraucherschutz Nord-
rhein-Westfalen (LANUV NRW) wurde von dortiger Seite empfohlen neben der Heran-
ziehung des Toxischen Konzentrationsleitwerts ERPG-2 auch die AEGL-2-Werte (A-
cute Exposure Guideline Levels) zu berticksichtigen'’. Die AEGL-2- Werte stellen im
Vergleich zu den ERPG-2-Werten fur zahlreiche Stoffe den scharferen Beurteilungs-
wert dar und kénnen als ,fortgeschriebener Erkenntnisstand” unter Berlcksichtigung
aktueller Entwicklungen angesehen werden. Die sich hieraus ergebenden Abstande
sind naturgemaf groRer und wurden fir den CHEMPARK ebenso ermittelt. Sie sind

OpenTopoMap

Abbildung 8: AEGL-2-Werte in violetter Farbe

16 und Umweltbericht Stand Mai 2024 — Anlage 3 der Sitzungsunterlagen zum Aufstellungsbeschluss
17 Der AEGL-2-Wert stellt die luftgetragene Stoff-Konzentration dar, bei deren Uberschreiten die allge-
meine Bevolkerung irreversible oder andere schwerwiegende, lang andauernde Gesundheitseffekte
erleiden kann oder bei denen die Fahigkeit zur Flucht beeintrachtigt sein kann.
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Gemal der AEGL-2-Werte lage das Plangebiet der ehemaligen Zuckerfabrik vollum-
fanglich innerhalb relevanter Sicherheitsabstande. Die bisherige Rechtsprechung
nimmt Bezug auf den KAS-18-Leitfaden und somit - soweit vorliegend — Bezug auf die
heranzuziehenden ERPG-2 Konzentrationsleitwerte. Wenngleich also die AEGL-2-
Werte noch keinen rechtsverbindlichen Charakter erlangt haben, soll auf diese Werte
im Sinne der Empfehlung des LANUV NRW an dieser Stelle ebenso hingewiesen wer-
den, damit sie auf dieser und den nachsten Planungseben als Teil einer Abwagung
und vorsorgenden Planung diskutiert und berlcksichtigt werden kénnen. Sie stehen
der Anderung des Regionalplans und der weiteren Bauleitplanung nicht grundsatzlich
entgegen, verdeutlichen jedoch umso mehr, dass die Planung in einem sensiblen
Ubergangsbereich zwischen stérenden und sensiblen Vorhaben erfolgt. Aus regional-
planerischer Sicht ist in Bezug auf die Lage innerhalb der AEGL-Werte darauf hinzu-
weisen, dass die Stadt Dormagen die Verortung von Wohnnutzungen eindeutig aus-
geschlossen hat, insoweit also die Ansiedlung der sensibelsten Nutzungsart im Be-
reich des Zuckerfabrikgelandes nicht erfolgen wird. Zudem waren bei ausschlief3licher
Anwendung dieses Sicherheitsabstands nicht nur das Gelénde der Zuckerfabrik, son-
dern auch weite Teile der Dormagener Innenstadt mit weiteren Entwicklungshemmnis-
sen belegt. Insoweit erscheint es mit Blick auf die heute rechtlich verbindlichen Vorga-
ben (ERPG-2) sachgerecht, unter Berticksichtigung der ermittelten Achtungsabstande
und sorgsamer Steuerung des engen Nebeneinanders der verschiedenen Nutzungen
auf den nachfolgenden Planungsebenen nach guten Losungen zu suchen. So besteht
die Chance, die zuvor dargelegten Entwicklungschancen fur die innerstadtische Brach-
flache Zuckerfabrik zu heben. Dies bleibt fir die nachfolgenden Planungs- und Geneh-
migungsebenen besonders anspruchsvoll.

Vorsorglich sei darauf hingewiesen, dass das in 2020 erarbeitete Seveso-Gutachten
den Ist-Zustand der vorhandenen Betriebe im CHEMPARK darstellt. Insoweit kann
hierdurch nicht ganzlich ausgeschlossen werden, dass durch die Ansiedlung von sen-
sibleren Nutzungen auf dem Zuckerfabrikgelande die Ansiedlung kiinftiger Storfallbe-
triebe im CHEMPARK erschwert oder gar verhindert wirde. Hierauf verweist auch die
Bayer Real Estate AG in ihrer Stellungnahme im Rahmen der durchgefiihrten frihzei-
tigen Unterrichtung sowie im Beteiligungsverfahren. Diesbeziglich ist auf den gemein-
samen, engen Austausch der Akteure vor Ort hinzuweisen. Die Fortentwicklung des
ehemaligen Zuckerfabrikgelandes ist, wie auch die Antragsunterlagen ausfiihren, ste-
tiges Gesprachsthema zwischen Stadt und CHEMPARK. Dabei definieren die Seveso-
[lI-Richtlinien die Grundlagen fur die Stadtentwicklung im Umfeld potenzieller Storfall-
betriebe. Den Absprachen zwischen Stadt und CHEMPARK zur Entwicklung des Zu-
ckerfabrikgelandes wird mit der vorliegenden Planung entsprochen. Ferner betont die
Stadt Dormagen in ihren Antragsunterlagen wie zuvor bereits ausgefthrt ausdricklich,
dass die Verortung von Wohnnutzungen im Plangebiet nicht gewollt und aus planeri-
scher Sicht auch schwierig sei. ,Wohnen ist auf dem Zuckerfabrikgelénde, auch au-
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Berhalb der Sicherheitsabstande, nicht vorgesehen. Auf der einen Seite sind die Im-
missionsbelastungen in unmittelbarer Nachbarschatft zur Industrie noch sehr hoch und
rechtlich schwer zu steuern. Auf der anderen Seite sollen die bisherigen Kompromiss-
linien mit dem CHEMPARK nicht verlassen werden.® Entsprechend enthalt der Rah-
menplan auch nur Nutzungsvorschlage fur Gewerbe und Einzelhandel. Auch die IHK
Mittlerer Niederrhein erhebt im Rahmen ihrer wahrend der durchgefiihrten frihzeitigen
Unterrichtung sowie im Beteiligungsverfahren vorgebrachten Stellungnahmen keine
Bedenken gegen die Einzelhandelsnutzung aul3erhalb der angemessenen Sicher-
heitsabstéande, solange keine Wohnnutzungen geplant werden.

Der Umweltbericht zur 19. Anderung des RPD weist in Bezug auf das Schutzgut
Klima/Luft ferner auf eine Betroffenheit von Kaltluftleitbahnen und einer sich ggf. ver-
schlechternden, thermischen Situation hin (vgl. Kap. 4 der Begriindung®®). Hierzu ist
auszufuhren, dass der Regionalplan fiir diesen Bereich bereits eine Siedlungsentwick-
lung vorgesehen hat und nun lediglich eine Veranderung des moéglichen Nutzungs-
spektrums vornimmt. Diese Umweltauswirkung wird zudem vor dem Hintergrund der
baulichen Vorpragung dieser innerstadtischen Brachflache und mit Blick auf die viel-
faltigen, sich mit der Revitalisierung der Brache verbindenden, Chancen fur eine nach-
haltige Stadtentwicklung der kurzen Wege in Kauf genommen.

Fazit:

Die aus den Ausfihrungen der Stadt und den vorgelegten Gutachten gewonnenen
Erkenntnisse lassen auf Ebene der Regionalplanung zum jetzigen Zeitpunkt erkennen,
dass eine spatere bauleitplanerische Umsetzung der Vorhaben gelingen kann, es be-
darf jedoch wie zuvor dargelegt einer besonders sorgsamen Betrachtung und Abwa-
gung der zuvor dargelegten immissionsschutzrechtlichen Situation.

Der Abgrenzungsvorschlag der Regionalplanung stellt das nétige Minimum einer An-
derung von ASB-GE in ASB dar, um den Einzelhandelsstandort in seinem gewtinsch-
ten Umfang planen zu kdnnen. Der verbleibende ASB-GE Gurtel am siuddstlichen
Rand wirde den innerhalb der gutachterlich ermittelten Achtungsabstande definierten
Bereich markieren und bliebe weiterhin nur einer gewerblichen Nutzung vorbehalten.

Die Stadt Dormagen verdeutlicht in ihrem Antrag die hohe Bedeutung einer erfolgrei-
chen Flachenentwicklung auf dem Areal der ehemaligen Zuckerfabrik als innerstadti-
sche Brache. Nach mehreren Anlaufen zur Revitalisierung des Geldndes besteht mit
dem nun vorgelegten Rahmenplan eine realistische Entwicklungschance. Ein gewerb-
licher Schwerpunkt soll fir das Gesamtareal beibehalten werden. Als einen wichtigen
Baustein erachtet die Stadt dabei jedoch auch die Entwicklung eines Einzelhandels-

18 ygl. Seite 4 des Antrags der Stadt Dormagen Stand September 2023; Anlage 5a der Sitzungsunter-

lagen zum Aufstellungsbeschluss

19 und Umweltbericht Stand Mai 2024 — Anlage 3 der Sitzungsunterlagen zum Aufstellungsbeschluss
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standorts im nordostlichen Teil des Gelandes. Dieser Standort enthalt als gedachte
Verlangerung des Hauptzentrums Innenstadt mehrere zentrenrelevante Vorhaben und
fallt damit nun deutlich groRer aus als in vorangegangenen Uberlegungen. Zur Ver-
wirklichung dieses Planungswunsches bedarf es der Anderung des Regionalplans und
teilweisen Anderung von ASB-GE zu ASB.

Die zuvor dargelegten Erkenntnisse machen deutlich, dass raumordnerische Belange
in Bezug auf die kunftige Einzelhandelssteuerung im Stadtgebiet nicht grundsatzlich
entgegenstehen und sich auch die gesamtstadtische Bedarfssituation der Gewerbe-
flachen als ausgeglichen darstellt. Immissionsschutzrechtliche Belange missen auch
in nachfolgenden Planverfahren besonders sorgsam betrachtet werden, kdnnten aber
geldst werden. Die Planung von Wohnnutzungen ist nicht beabsichtigt.

Gleichwohl kommt es zu einem Heranriicken sensiblerer Nutzungen an den
CHEMPARK und einer teilweisen Einschrankung rein gewerblicher Ausnutzungsmaog-
lichkeiten auf dem Gelande der Zuckerfabrik in einer GroRenordnung von 3,4 ha. Den-
noch kann die Regionalplanénderung als Impuls fir die Gesamtflache betrachtet wer-
den durch welche auch die Gewerbeflachenentwicklung im westlichen Teil der inner-
stadtischen Brache angestol3en werden kann, die sich bis jetzt Gber Jahre nicht voll-
zogen hat. Insgesamt wird die geplante 19. Anderung des RPD regionalplanerisch als
vertraglich und sachgerecht eingeschatzt.

6. Erganzende Anmerkungen zum voraussichtlichen weiteren Verfahren

Es ist vorgesehen, dass der Regionalrat in seiner Sitzung am 12.12.2024 ber mdg-
licherweise nicht ausgeraumte Anregungen und Einwendungen berat und eine Ent-
scheidung Uber die Feststellung der Regionalplan&nderung trifft.

Sollte der Regionalrat den Feststellungsbeschluss fiir diese Regionalplananderung
fassen, erfolgt im Anschluss die Anzeige bei der Landesplanungsbehérde gemali3 8 19
Absatz 4 und Absatz 6 LPIG. Wenn innerhalb einer Frist von zwei Monaten keine Ein-
wendungen nach § 19 Absatz 6 LPIG erhoben werden, wird die Anderung des Regio-
nalplans auf Veranlassung der Landesplanungsbehérde im Gesetz- und Verordnungs-
blatt fir das Land Nordrhein-Westfalen bekannt gemacht. Mit dieser Bekanntmachung
wird die Regionalplananderung wirksam.
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Rechtsgrundlagen

Wesentliche raumordnerische Rechtsgrundlagen fir die vorliegende Regionalplanan-
derung sind folgende Gesetze, Verordnungen und Plane. Sollten Anderungen der
Rechtsgrundlagen erfolgen, gelten die jeweils aktuellen Fassungen bzw. Ubergangs-
vorschriften:

Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBI. | S. 2986), das zuletzt
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Marz 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 88) geandert
worden ist

Landesplanungsgesetz Nordrhein-Westfalen (LPIG) vom 3. Mai 2005 (GV. NRW.
S. 430), das zuletzt durch Gesetz vom 28. Mai 2024 (GV. NRW. S. 315) geandert
worden ist

Verordnung tber die Raumordnung im Bund fir einen landeriibergreifenden Hoch-
wasserschutz vom 19. August 2021 (BGBI. | S. 3712)

Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz — WHG) vom
31. Juli 2009 (BGBI. | Seite 2585), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom
22. Dezember 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 409) geandert worden ist

Verordnung zur Durchfiihrung des Landesplanungsgesetzes (Landesplanungsge-
setzDVO — LPIG DVO) vom 8. Juni 2010 (GV. NRW. S. 334), die zuletzt durch die
Verordnung vom 13. April 2022 (GV. NRW. S. 527) geéndert worden ist

Verordnung Uber den Landesentwicklungsplan Nordrhein-Westfalen vom 15. De-
zember 2016 (GV. NRW. 2017 S. 122), die zuletzt durch die Verordnung vom
9. April 2024 (GV. NRW. S. 230) geandert worden ist

Regionalplan Dusseldorf (RPD), bekannt gemacht am 5. April 2018 (GV. NRW.
S. 200, ber. S. 297), zuletzt geandert durch die 17. Anderung des Regionalplans
Dusseldorf, bekannt gemacht am 29. Oktober 2024 (GV. NRW. 2024 S. 652)

53



	1. Anlass und Ziel der Planung
	2. Bedarfs- und Alternativenprüfung
	3. Bisheriges Verfahren
	3.1 Scoping gemäß § 8 Absatz 1 Satz 2 ROG und frühzeitige Unterrichtung gemäß § 9 Absatz 1 ROG
	3.2 Aufstellungsbeschluss
	3.3 Beteiligung gemäß § 9 ROG i.V.m. § 13 LPlG
	3.4 Redaktionelle Änderungen im Rahmen der Aktualisierung der Sechsten Verordnung zur Änderung der LandesplanungsgesetzDVO
	4. Zusammenfassende Erklärung gemäß § 10 Absatz 3 ROG
	4.1 Rechtliche Grundlagen
	4.2 Ergebnisse der Umweltprüfung
	4.3 Berücksichtigung der Ergebnisse der Öffentlichkeit- und Behördenbeteiligung
	4.4 Begründung für die Annahme des Plans nach Abwägung mit den geprüften in Betracht kommenden anderweitigen Planungsmöglichkeiten
	4.5 Maßnahmen zur Überwachung der Umweltauswirkungen
	5. Regionalplanerische Bewertung und Vereinbarkeit der Regionalplanänderung mit den Festlegungen des LEP NRW und des Bundesraumordnungsplans Hochwasserschutz (BRPH)
	5.1 Vereinbarkeit mit den Festlegungen des LEP NRW
	5.2 Vereinbarkeit mit den Festlegungen des Bundesraumordnungsplans Hochwasserschutz
	5.3 Regionalplanerische Bewertung
	6. Ergänzende Anmerkungen zum voraussichtlichen weiteren Verfahren
	7. Rechtsgrundlagen



